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Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Meine sehr geehrten Damen und Herren,

ich darf Sie sehr herzlich begruRen zur Anhorung des Rechtsausschusses zu den
vorliegenden Gesetzesentwurfen zum Thema Opferentschadigung des DDR-
Unrechts und zu den entsprechenden Antragen, die dazu vorliegen. Ich darf
insbesondere sehr herzlich die Damen und Herren Sachverstandigen begrif3en.
Vielen Dank, dass Sie unserer Einladung, auch wenn sie vielleicht etwas kurzfristig
erfolgte, nachgekommen sind, und ich begrufRe auch sehr herzlich die interessierten
Burgerinnen und Burger. Ich begrife naturlich auch die Kolleginnen und Kollegen
aus dem Deutschen Bundestag sehr herzlich. Meine Damen und Herren, wir haben
vereinbart, dass wir zunachst eine Statement-Runde machen. Ich habe mit den
Sachverstandigen abgesprochen, dass wir, um genugend Zeit fur die
Fragestellungen zu haben, die Statements auf jeweils funf Minuten begrenzen. Wir
beginnen mit Herrn Beleites, Sachsischer Landesbeauftragter flr die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik,

Dresden.

SV Michael Beleites: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen

und Herren. Ich will versuchen, es kurz zu machen. Zunachst zu den Erwartungen an
ein neues SED-Unrechtsbereinigungsgesetz. Die Erwartungen bestehen darin, dass
die bisher schwerwiegendsten Defizite der vorhandenen Rehabilitierungsregelungen
geldést werden. Diese bestehen darin, dass eine Entschadigung statt einer
Versorgung angestrebt wird. Dass diese Entschadigung mit einer Wurdigung der
Betroffenen und zugleich der gesamten betroffenen Gruppe der SED-Opfer verknupft
ist. Und dass diese bisher nicht oder unzureichend Entschadigte mit einbeziehen und
dass dadurch eine Vereinfachung der Verfahren bzw. ein Ersatz flr belastende
Anerkennungsverfahren  gefunden wird. Der vorliegende Entwurf der
Regierungskoalition erreicht diese Ziele Uberwiegend leider nicht. Das liegt zum
einen ganz entscheidend an der Bedurftigkeitsklausel und zum anderen darin, dass
nur diejenigen Teile von Opfergruppen eingebunden sind, die bisher bereits eine
Entschadigung erhalten und dass solche Gruppen nicht eingebunden sind, die bisher
benachteiligt sind. Ich habe deswegen vorgeschlagen, den vorliegenden Entwurf der
Regierungskoalition in zwei wesentlichen Punkten zu verandern. Zum einen, dass
die Bedurftigkeitsklausel gestrichen wird und zum anderen, dass eine Gruppe

zusatzlich einbezogen wird. Namlich die Gruppe der so genannten Zersetzungsopfer.



Dass diese zwar eine geringere monatliche Zuwendung erhalt als die Haftopfer, aber
dass alle, die nachweisbar und schwerwiegend in dieser Opfergruppe geschadigt
wurden, einbezogen werden. Wie dies abgrenzbar ist, habe ich in meiner
schriftlichen Stellungnahme dargelegt. Ich denke, dass eine Opferpension als eine
monatliche Zuwendung nur sinnvoll sein kann als eine pauschale Entschadigung fur
nicht ausreichend oder gar nicht quantifizierbare Schaden. Wenn man dies so will,
muss praktisch die Bedurftigkeitsklausel entfallen. Wenn man lediglich eine
Verbesserung versorgungsrechtlicher Bestimmungen beabsichtigt oder eine
Erhdéhung der Haftentschadigung, dann lie3e sich das innerhalb der Systematik der
bereits vorhandenen Rehabilitierungsgesetze machen. Da musste man gar nicht ein

neues SED-Unrechtsbereinigungs-Gesetz auf den Weg bringen.

Noch ein Wort zu der Frage, ob bei einem Wegfall der Bedurftigkeitsklausel eine
Besserstellung der SED-Opfer gegenuber den NS-Opfern gegeben ware. Diesen
Eindruck bekommt man zunachst, wenn man sich den Vertrag anschaut, der von der
Bundesregierung 1992 mit der Jewish-Claims-Conference abgeschlossen wurde, der
eine monatliche Zahlung flir NS-Opfer vorsieht, die aufgrund ihrer wirtschaftlichen
Lage besonders bedurftig sind. Auf der anderen Seite muss man sagen, es handelt
sich dabei um eine aullergesetzliche Erganzungsregelung zum
Bundesentschadigungsgesetz. Wenn man die Situation der Entschadigung der
beiden Opfergruppen vergleicht, muss man das geltende Entschadigungsrecht fur
diese beiden verschiedenen Opfergruppen insgesamt vergleichen. Wenn man das
tut, wird man sehr schnell zu der Erkenntnis kommen, dass Uberhaupt keine
Gleichstellung der SED-Opfer in der Entschadigung erreicht ist bzw. in naher Zukunft
erreicht werden kann, geschweige denn eine Besserstellung. Und diese Regelung,
die hier herangezogen wurde, ist eine von vielen Erganzungsregelungen zum
Bundesentschadigungsgesetz. Man konnte z. B. auch das Berliner
Entschadigungsgesetz heranziehen, was eine hdhere monatliche Zuwendung fur
NS-Opfer vorsieht und keine Bedurftigkeitsklausel beinhaltet. Dazu wird dann Frau

Guckes sicher ausfuhrlicher sprechen. Soweit erst mal zu meiner Einfihrung.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Miulheim): Vielen Dank, Herr Beleites. Jetzt hat das

Wort Frau Guckes aus Berlin. Bitte schon.



SVe Ulrike Guckes: Schénen guten Tag, Herr Vorsitzender. Guten Tag, meine

Damen und Herren. Ich schreibe zur Zeit meine Doktorarbeit an der Humboldt-
Universitdt in Berlin Uber einen Vergleich der gesetzlich vorgesehenen
Entschadigungsleistung an die NS-Opfer und die SED-Opfer. Aus dieser Perspektive
heraus mochte ich mich heute zu den vorliegenden Gesetzesentwirfen aufdern. Ich
werde mich dabei auf die Einfuhrung des neuen § 17 a Strafrechtsrehabiliterungs-
Gesetz (StrRehaG) im Entwurf der Regierungsfraktion beschranken, also auf die
Einfuhrung der besonderen Zuwendung an die Haftopfer, weil diese ja explizit in
Anlehnung an vergleichbare Regelungen fir andere Opfergruppen ausgestaltet
worden ist. Hierbei gehe ich davon aus, dass mit ,andere Opfergruppen® die

NS-Opfer gemeint sind.

Einfuhrend mdchte ich sagen, dass ich die Einflhrung einer solchen besonderen
Zuwendung fur sehr sinnvoll halte. Auch wenn sie mit der Anknipfung an eine
wirtschaftliche Bedurftigkeit weniger eine Entschadigung als eher eine soziale
Hilfeleistung ist. Aber die SED-Unrechtsbereinigungs-Gesetze sind insgesamt
Gesetze des sozialen Entschadigungsrechts und tragen als solche schon immer eher
einen Versorgungs- denn einen Entschadigungscharakter. In dieses Gebiet flgt sich
die neue geplante Regelung also durchaus ein. Was allerdings damit meines
Erachtens weniger ist der Verweis auf die anderen Opfergruppen, also auf die
NS-Opfer. Auf Seite 2 der Begrindung des Gesetzesentwurfs heillt es, dass auch
sie nur unter den hier genannten Voraussetzungen, also mindestens sechs Monate
Haft und eine wirtschaftliche Notlage, eine solche Zuwendung erhalten wurden. Das
sehe ich nicht so. Zum einen lielRen sich neben der hier offenbar zugrunde gelegten
Vereinbarung des Finanzministeriums mit der Jewish-Claims-Conference auch
andere Regelungen anfiihren, nach denen monatliche Beihilfen auch ohne eine
wirtschaftliche Bedurftigkeit gewahrt werden, wie z. B. der Harteausgleich gemaf
§ 171 Bundesentschadigungsgesetz (BEG) oder, wie Herr Beleites schon erwahnte,
das Berliner Entschadigungsgesetz in seiner Neufassung von 1991. Zum anderen,
und auch das hat Herr Beleites schon angedeutet, lasst diese Argumentation aul3er
Acht, dass es vor dieser Vereinbarung mit dem Bundesentschadigungsgesetz bereits
ein weit umfangreicheres Gesetz zur Entschadigung der NS-Opfer gegeben hat.
Dass also diese Vereinbarung seit 1992 in Anbetracht eines ganz anderen

Entschadigungskomplexes getroffen worden ist. Der Gesetzgeber hat im gesamten



Wiedergutmachungsrecht einen sehr weiten Gestaltungsspielraum und er hat von
jeher die DDR-Opfer im so genannten sozialen Entschadigungsrecht angesiedelt.
Eine solche soziale Komponente findet sich eben auch in dem aktuellen
Gesetzesentwurf wieder. Das ist meines Erachtens nicht gering zu achten, hilft es
doch den wirklich bedurftigen Opfern, die noch an ihrer Verfolgung leiden, ein ganz
schones Stuck vorwarts. Aber dieses soziale Entschadigungsrecht ist eben keine
solche Entschadigung, wie sie das BEG fur die NS-Opfer geleistet hat. Es sind zwei
grundsatzlich unterschiedliche Materien. Eine Orientierung aneinander kann
eigentlich gar nicht wirklich gelingen. Meines Erachtens ware es Uberlegenswert, die
besondere Zuwendung danach auszugestalten, wo Lucken in den bisherigen
Rehabilitierungsgesetzen bestehen, also einfach danach zu schauen, wo wirklich
Handlungsbedarf besteht. Das entsprache dann auch viel eher den angeflhrten
Bestimmungen flr die NS-Opfer, die ja eben gerade auch erlassen wurden, um
Licken im Bundesentschadigungsgesetz auszugleichen. Das wurde meines
Erachtens der Stimmigkeit des gesamten Entschadigungsrechts weit mehr
entgegenkommen als eine halbherzige Orientierung an vergleichbaren Regelungen

fur andere Opfergruppen. Dies zum Einstieg von mir. Ich danke lhnen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank, Frau Guckes. Jetzt Herr Dr.

Knabe, Direktor der Gedenkstatte Berlin-Hohenschonhausen. Sie haben das Wort.

SV _Dr. Hubertus Knabe: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten

Damen und Herren Abgeordneten. Ich will mich zunachst bedanken fir die Initiative
zu dieser Anhorung, weil sie fur mich doch zum Ausdruck bringt, dass der Bundestag
sich seiner Verantwortung fur die Opfer der SED-Herrschaft sehr bewusst ist. Viele
Opfer denken ja haufig an den berihmten Satz von Barbel Bohley: ,Wir wollten
Gerechtigkeit und bekamen den Rechtstaat”. Und ich glaube, dass diese Anhorung
einen Beitrag dazu leisten kann, dass die Opfer auch Gerechtigkeit bekommen.
Wenn man zurlckschaut auf die Entschadigungsregelungen, muss man vielleicht
noch einmal an Art. 17 des Einigungsvertrages erinnern, wo es eindeutig heif’t, dass
die Rehabilitierung der Opfer der SED-Herrschaft mit einer angemessenen
Entschadigung zu verbinden sei. In den bisherigen Gesetzen ist das nur teilweise
erfolgt, etwa beim 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz, wo es ja schon in der

Begrindung hiel3, dass nur gravierende VerstoRe aufgegriffen werden sollten und



Ausgleichsleistungen nur flr diejenigen erbracht werden sollten, die in erheblichem
Male benachteiligt wurden und bei denen die Benachteiligung noch heute nachwirkt.
Diese Einschrankung wurde damals vor allem aus finanziellen Grinden gemacht.
Man hatte den Aufbau Ost vor Augen. Ich glaube aber, dass sich die Situation
gegenuber den 90er Jahren entscheidend verandert hat. In der Zwischenzeit sind
durch entsprechende Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes und
Beschlusse des Deutschen Bundestages die Privilegien der alten DDR-Oberschicht
praktisch alle wieder hergestellt worden. Die Absenkungen, die Sie vor Jahren
beschlossen haben, sind fast alle aufgehoben worden. Daraus ergibt sich vor allem
die Notwendigkeit, noch einmal an die Gesetzgebung heranzutreten und wenigstens
zu versuchen, diese Schieflage auszugleichen. Ich habe in meinem schriftlichen
Statement die Hauptprobleme aufgelistet, die in dem jetzt vorliegenden
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktion nur teilweise angesprochen sind. Ein ganz
gravierender Punkt ist die Schwierigkeit von Haftopfern, zu einer Beschadigten-
Versorgung zu kommen, weil hier der Nachweis den Opfern obliegt, dass eine
Erwerbsminderung haftbedingt ist und dieser Nachweis ist in den meisten Fallen so
nicht zu fuhren. Ein zweites Problem ist, dass die Opfer der Zwangsarbeit, die die
Gefangenen in der DDR leisten mussten, bislang Uberhaupt keine Entschadigung
erhalten haben, und vor allem - und das ist der Ansatzpunkt dieses Gesetzentwurfes
-, dass die beruflich bedingten Benachteiligungen in vielen Fallen eben noch heute
nachwirken. Es ist eben so, dass jemand, der in der DDR gegen den Strom
geschwommen ist, geringere Chancen hatte, Abitur zu machen, zu studieren,
vielleicht Karriere zu machen. Und diese Benachteiligung erweist sich bis heute, bis
in die Gegenwart als wirksam, weil entsprechende niedrigere Einkommen bzw.
Renten erzielt werden. Auf der anderen Seite wirken bei denen, die friher schon
privilegiert waren, diese Privilegien bis heute nach. Ein weiteres Problem, was
unbedingt einer Losung bedarf, ist das Schicksal der zivilverschleppten Personen
Ostlich von Oder und Neiflde. Auch hier wirde ich denken, dass die Vorschlage des
jetzigen Gesetzesentwurfes noch nicht ausreichen, die Situation wirklich zu

verbessern.

Ich habe in meinem Statement einige Vorschlage gemacht. Die Annahme wie bei
den NS-Opfern, dass - wenn man mindestens ein Jahr in Haft sal} - die

gesundheitliche Erwerbsminderung durch die Haft bedingt ist und das nicht im



Einzelnen nachgewiesen werden muss, scheint mir ein ganz zentraler Punkt zu sein.
Herr Beleites hat das schon angesprochen, die Folgewirkungen der beruflichen
Benachteiligung, sei es fur Opfer, die in der Haft sal3en, sei es fur Opfer, die zersetzt
wurden oder auf andere Weise benachteiligt wurden, diese Benachteiligungen
mussen in meinen Augen durch ein entsprechendes 3. SED-Unrechtsbereinigungs-
gesetz einen Ausgleich finden. Ich finde den Vorschlag aus Thuringen sehr
vernunftig, eine Staffelung vorzunehmen, das heif’t, einen Grundausgleich fur alle
Verfolgten und einen zusatzlichen Ausgleich fur sozial Benachteiligte, aber auch fur
Personen, die besonders lange in Haft waren, vorzusehen. Die weiteren Vorschlage
will ich jetzt aus Zeitgrinden nicht weiter ausfuhren. Ich will nur noch mal auf den
Aspekt zu sprechen kommen, der hier gerade von meinen Vorrednern angesprochen
worden ist. Verschiedentlich wurde argumentiert, dass man fur die SED-Opfer nicht
mehr tun kdnne, weil sie dann besser gestellt wirden als NS-Opfer. Generell finde
ich diese Argumentation sehr schwierig, weil man leicht in die Situation kommt, die
Opfer gegeneinander auszuspielen, und die Entschadigungsregelungen, Gber die wir
hier sprechen, doch den tatsachlichen Problemen angemessen sein sollten. Darum
geht es doch, bei den tatsachlichen Problemen eine Lésung zu finden. Und es ist
auch sachlich falsch, das wurde hier ja schon ausgeflhrt durch meine Vorredner,
weil eben das Bundesentschadigungsgesetz eine ganze Reihe von Leistungen
kennt, die fur SED-Opfer nicht gewahrt werden. Das kann man meines Erachtens
nicht einfach ausblenden und sich gewissermallen die unglnstigste Regelung, die es
gibt, zum Vergleichsmalistab heraussuchen, sondern man muss sich entscheiden
zwischen  zwei  Wegen. Entweder, man nimmt grundsatzlich die
Entschadigungsregelung der NS-Opfer zum Maldstab und sagt, wir machen es 1:1
auch fur die SED-Opfer; dann muss das ja flr alle Bereiche gelten. Oder man knlpft
an die tatsachlichen Schaden und Probleme an, daflr enthalt mein schriftliches
Statement eine Reihe von Vorschlagen. Mir ist wichtig, an dieser Stelle noch einmal
die Verantwortung der Regierungskoalition zu unterstreichen. Viele Opfer sind jetzt
schon sehr alt. Herr Schuler, der hier unter uns sitzt, ist - glaube ich - schon Gber 80.
Und wir haben einfach nicht mehr viel Zeit, hier eine entsprechende Regelung zu
finden. Viele sind auch verbittert und ich glaube, Sie, meine Damen und Herren
Abgeordneten, haben eine grolle Verantwortung, dass den Verfolgten der
kommunistischen Diktatur noch geholfen wird, so lange es mdglich ist. Dass Einsatz

fur Freiheit und Demokratie belohnt wird. Ich hére es leider immer haufiger von



Verfolgten: ,Es hat sich nicht gelohnt, es ware besser gewesen, mich anzupassen,
vielleicht Vernehmer beim Staatssicherheitsdienst zu werden, statt mich in
Widerstand zum Regime zu setzen®. Wenn das das Fazit ist, dann ist das ein fatales
Signal auch fur die Zukunft und deswegen habe ich in meinem Papier nicht ohne
Grund geschrieben, dass das, Uber das Sie hier entscheiden, weniger eine
Wiedergutmachung fur die Opfer als vielmehr auch eine Investition in die Zukunft ist,
die gerade in zwei Jahren zum 20. Jahrestag der friedlichen Revolution ein gutes

Signal ist, auch fur die kommenden Generationen. Vielen Dank.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank, Herr Dr. Knabe. Jetzt hat das

Wort Frau Neubert, Landesbeauftragte des Freistaates Thuringen fur die Unterlagen

des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Repubilik,
Erfurt. Bitte schon.

SVe Hildigund Neubert: Herr Vorsitzender, sehr geehrte Abgeordnete, meine Damen

und Herren. Der Kritik, dass die gesetzliche Vermutung gesundheitlicher
Folgeschaden wieder nicht enthalten ist und dass auch keine rechtlich verbindliche
Lésung fur die Zivildeportierten gefunden wurde, kann ich mich nur anschlief3en. Ich
will aber in meiner Kritik vorzugsweise auf die vorgeschlagene besondere
Zuwendung eingehen. Mit dem Gesetz betreiben Sie ja nicht nur eine soziale
Wiedergutmachung, sondern eben auch ein Stick Aufarbeitung. Das Medium des
Geldes ist eben nur ein Ausdruck dafir, welchen Stellenwert Sie den Begulinstigten in
dem gesellschaftlichen Ansehen geben wollen. Die politischen Gefangenen haben
das zweifellos verdient und fur sie ware es ein wichtiges Signal. Aber ab Mitte der
60er Jahre strebte die DDR nach internationaler Anerkennung, nach diplomatischen
Beziehungen und wollte auch am Helsinki-Prozess teilnehmen. Da gaben die offenen
Terror-Methoden ein allzu schlechtes Bild ab. Zu der Verfolgung durch Haft - man
brauchte politische Gefangene ja weiter zum Verkauf gegen Devisen - traten
verdeckte Verfolgungsarten. Die Richtlinie 176, Sie wissen, was das bedeutete:
Verfolgung ohne Inhaftierung durch Zersetzung, durch Diffamierung, durch
Organisieren privater und beruflicher Misserfolge, das Zerstéren von Beziehungen.
Sie haben das in dem Film ,Das Leben der Anderen® sicher gesehen. Und das war
genau so effektiv, aber es wurde nach auf3en konspiriert. Und schon die westliche
DDR-Forschung der 80er Jahre verlor deshalb den Diktaturcharakter der DDR



weitgehend aus den Augen. Mit lhnrem Gesetzentwurf setzen Sie genau diesen Irrtum
fort, statt ihn aufzuklaren. Aus der Beratungstatigkeit wissen wir, dass die Schaden,
die verfolgte Schiler und von der Staatssicherheit mit Zersetzungsmalnahmen
Verfolgte davon getragen haben, genau so schwerwiegend sein kdénnen wie die
Schaden nach politischer Haft. Andererseits haben aber gerade die system
immanente Opposition der 70er und der 80er Jahre und die anhaltende
Ausreisebewegung das kommunistische System fortwahrend delegitimiert und 1989
dem Volkswillen erst Stimme und Richtung gegeben. Daher schlage ich vor, die
verfolgten Schiler und die beruflich Rehabilitierten einzubeziehen, sofern ihnen eine
Verfolgungszeit von zwei Jahren bescheinigt wurde. Damit wirden auch weite Teile
anderer Verfolgtengruppen erfasst, wie etwa Zwangsausgesiedelte, die mit der
Deportation ja oft den Arbeitsplatz verloren oder schlechter bezahlte Arbeiten

annehmen mussten.

Die Zuwendung soll ja letztlich die Wertschatzung der bundesrepublikanischen
Gesellschaft fur die Leistung und das Leid der Verfolgten ausdricken. Dafur ist ein
einkommensunabhangiger Sockelbetrag unbedingt notwendig. Von vielen Verfolgten
wird in den Beratungsgesprachen ja zum Ausdruck gebracht, dass schon wenige
hundert Euro, wenn sie nur verlasslich und unkompliziert gezahlt werden, ihnen eine
deutliche Hilfe waren. Daher halte ich eine maRige Zahlung vor allem auch dann fur
berechtigt, wenn es dadurch mdglich wird, sehr viele Verfolgte einzubeziehen. Ich
schlage daher vor - ich habe das in meiner Stellungnahme schriftlich ausfihrlich
dargestellt, der Vorschlag kam auch von der Vereinigung der Opfer des Stalinismus
(VOS) -, an alle durch die Verfolgungszeit Berechtigten einen Sockelbetrag von
mindestens 100 Euro zu zahlen und sozial bedurftigen Personen einen Zuschlag von
mindestens 150 Euro zu gewahrleisten. Die Bedurftigkeit als Voraussetzung,
uberhaupt eine Leistung zu bekommen, widerspricht dem Anerkennen, eine
Wiurdigung des Widerstandes auszudrucken. Weil die Autoren des Entwurfes dieses
offenbar bemerkt haben, schufen sie eine neue und zugegeben ja ziemlich
grofldzliigige Definition von Bedurftigkeit. Dies andert aber nichts an der Tatsache,
dass statt einer Entschadigung, wie sie der Einigungsvertrag fordert, eben wieder nur
ein sozialer Ausgleich gezahlt wird. Zudem wird es systematische Probleme geben,
wenn nun im System der Wiedergutmachung die dritte Definition von Bedurftigkeit

eingefuhrt wird. Folgt man aber der Logik eines einkommensunabhangigen



Sockelbetrages plus Bedurftigkeitszuschlag, dann kann man auf eine der alten,
etwas strengeren Festlegungen zur Bedurftigkeit zurtuckgreifen. Ich schlage da vor,
die Kriterien der Haftlingshilfestiftung zu nehmen. Das vorgeschlagene Verfahren im
Entwurf der Koalitionsfraktionen ist ein burokratisches Monster und entwirdigt die
Berechtigten. Behdrden, die noch nie damit befasst waren, sollen jetzt plétzlich
Einkommen prufen und die Begunstigten sollen alle halbe Jahre neu beantragen. Bei
den zu erwartenden Bearbeitungsfristen wird es dann so sein, dass der
Weiterbewilligungsantrag schon gestellt werden muss, bevor Uberhaupt irgendeine
Zahlung geflossen ist. Ich schlage deshalb vor, einmal zu bewilligen - die
Voraussetzungen andern sich ja nicht -, und zwar in dem Land, in dem der Verfolgte
heute wohnt, und dann die Verpflichtung auszusprechen, leistungsrelevante

Einkommensanderungen jeweils mitzuteilen.

Zu den Kosten. Es wird oft gesagt, man kénne die Kosten nicht abschatzen. Wir
haben das in Thuringen vorgerechnet. Man kann es abschatzen. Aber das scheint
ein grofes Problem fur den Bundestag zu sein. Denn wenn man sich die Geschichte
der Kostenschatzungen anguckt, dann sieht es namlich so aus, dass die Kosten bei
dem Erstellen der Gesetzentwtrfe immer enorm hoch gerechnet wurden und dann
am Ende sich herausstellte, dass langst nicht so viel gezahlt werden musste. Bei der
Kapitalentschadigung sind nur etwa 63 % der geschatzten Summe gezahlt worden.
Bei den Ausgleichsleistungen fur beruflich Rehabilitierte nur 25 % der geschatzten
Summe. Und wenn man sich gar die Ausbildungsbeihilfen fir verfolgte Schiler, die
es ja inzwischen gar nicht mehr gibt, ansieht, da sind nicht einmal 6 % des
geschatzten Betrages gezahlt worden. Also, Sie haben ganz viel Geld Ubrig. Das,
was Sie bisher eingespart haben, kdnnen Sie jetzt alles in die Opferrente packen.
Dieser systematische Geiz sollte eben angesichts der fantastischen Zahlen, die Herr
Steinbrick gestern im Radio bejubelt hat, doch ein Ende haben. Aber im
Gesetzentwurf ist man auch noch stolz darauf, bei der Haftlingshilfe-Stiftung
9 Millionen Euro einzusparen. Wenn man die verlasslichen Zahlen, die wir aus
Thuringer Material und aus dem Material der Rehabilitierungsbehdrden
zusammengestellt haben, zusammennimmt, dann ergeben sich aus meinem
Vorschlag Kosten von etwa 72,1 Mio. Euro. Und obwohl dank der Verlangerung noch

Antrage gestellt werden kénnen, die Sie ja auch beschlieRen sollen und die ich
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begrifRe, wird diese Zahl von Jahr zu Jahr geringer werden, denn viele der

Betroffenen sind alt und ganz viele sind ja auch schon gestorben.

Meine Damen und Herren Abgeordnete. Sie haben ein politisches Ziel vor Augen.
Sie wollten die Anerkennung und Wairdigung von Widerstand gegen den
Kommunismus und gegen die Diktatur. Sie wollten die Forderung der
Verfolgtenverbande nach einer Ehrenpension erfullen und befriedigen und damit ein
Schlussgesetz schaffen. Aber so, wie der Gesetzentwurf jetzt aussieht, werden Sie
dieses Ziel nicht erreichen. Die vorgeschlagenen Anderungen wirden die
schlimmsten Fehler dieses Gesetzentwurfes vermeiden und zu einer Losung vieler
Probleme im personlichen Bereich der Betroffenen beitragen. Haben Sie den Mut,
einmal eine Regelung zu schaffen, die substanziell und ideell ausdrickt, dass
Deutschland auch die Opfer der 2. Diktatur achtet und die Leistung des

Widerstandes gegen den Kommunismus wurdigt. Danke schon.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mdlheim): Vielen Dank, Frau Neubert. Jetzt hat das

Wort Herr Pauly, Leiter des Amtes fur Wiedergutmachung, Saarburg. Bitte schon,

Herr Pauly.

SV Jiurgen Pauly: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Meine sehr verehrten Damen und

Herren. Ich bin eingeladen worden aufgrund der Tatsache, dass ich als Leiter einer
Entschadigungsbehérde des Landes Rheinland-Pfalz Sachkunde besitze auf dem
Bereich der Entschadigungsregelung fur NS-Opfer. Wir fuhren zum einen das
Bundes-Entschadigungsgesetz (BEG) durch, zum anderen auch einen Hartefonds
des Landes Rheinland-Pfalz. Mein Ansatz bei meiner Ausarbeitung geht dahin, dass
ich zunachst einmal gefragt habe, was haben wir als gemeinsame Grundlage fur
Entschadigungsregelungen vergleichbarer Opfergruppen? Und da muss man die
allgemeinen Grundsatze feststellen, dass wir grundsatzlich in unserem
Rechtssystem davon ausgehen, dass wir Entschadigungen leisten flr konkrete
Schaden an konkreten beschadigten Rechtsgitern. Das sind in der Regel die
Schaden an Leben, an Korper oder Gesundheit, an Freiheit, an Eigentum, an
Vermogen. Auf dieser Grundlage habe ich dann versucht, die Systematik von
Entschadigungsregelungen, die es gibt — die ich vorgefunden habe —, wahrscheinlich

nicht ganz vollstandig, da wird es sicherlich noch einiges zu erganzen geben, im
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Einzelnen zu prifen. Was auffallt in der allgemeinen Diskussion, sowohl in der
Begrundung der vorliegenden Entwirfe als auch in der offentlichen Diskussion ist,
dass jeder fur seine Vorstellung immer wieder ganz bestimmte einzelne
Entschadigungsregelungen aus anderen Bereichen heranzieht zur Begrindung, um
dort Vergleiche zu konstruieren. Ich meine, dass man das nur dann tun darf, wenn
man zuvor eine Gesamtbetrachtung vorgenommen hat und habe versucht, hier im
Wege einer rechtssystematischen und vergleichenden Betrachtungsweise einmal die
einzelnen Bereiche abzudecken. Ich will mich hier im Wesentlichen bei meinem
kurzen Vortrag beschranken auf die aulergesetzliche Harteregelung des Artikel-2-
Fonds (Art. 2 der Zusatzvereinbarung zum Einigungsvertrag), der schon wiederholt
angeklungen ist und auf die Regelung im Bundesentschadigungsgesetz, die ja die
ursprungliche Entschadigungsregelung fur NS-Opfer gewesen ist. Die Regelung im
Bundesentschadigungsgesetz setzt an den konkreten Rechtsgltern, die ich vorhin
genannt habe, an, legt flir bestimmte dieser Rechtsglter die Moglichkeit fest,
laufende Rentenleistungen zu erhalten. Daneben gibt es unter weiteren
Voraussetzungen die Moglichkeit einer Rentenleistung fur Berufsschaden, wobei die
an weitere Voraussetzungen geknupft sind und im Sinne einer Altersversorgung
ausgestattet sind. Eine Altersrente. Dem gegentber kann fir die anderen
Tatbestande, darunter auch der Freiheitsschaden nach dem
Bundesentschadigungsgesetz und auch nach der bisherigen
Entschadigungsregelung flir SED-Opfer, nur eine Kapitalentschadigung gewahrt
werden, die sich in einer pauschalierenden Betrachtungsweise an der Haftdauer
orientiert. In sofern stellt die Regelung, die jetzt vorgenommen worden ist, zunachst
einmal einen Systembruch dar, weil hier im Vergleich zu anderen
Regelungsbereichen erstmalig, so hat es jedenfalls den Eindruck, angesetzt wird an
einem Freiheitsschaden, der dann zur Grundlage fir die Gewahrung einer laufenden
Beihilfe gemacht wird. Diese Betrachtung muss man allerdings in den Gesamtkontext
setzen und hierzu insbesondere die Regelung des Artikel-2-Fonds in Betracht
ziehen. Ich meine sehr wohl, dass diese Regelung hier nicht als Ausnahmeregelung
links liegen gelassen werden kann, da diese Regelung in Erganzung der Regelung
des Bundesentschadigungsgesetzes ergangen ist. Das Bundesentschadigungs-
gesetz hat mit dem so genannten Schlussgesetz im Jahre 1965 seinen Abschluss
gefunden. Alle diejenige Notwendigkeiten, die sich aus der Praxis der

Entschadigung, aus neueren Erkenntnissen usw. ergeben haben, hat man



12

anschlielend nicht mehr in Form erganzender gesetzlicher Regelungen, sondern in
Form von Harteleistungen geregelt und so hat man also fur eine Vielzahl von
Einzelproblemen spezielle Fondslosungen geschaffen. Das ist ein Spielraum, den
der Gesetzgeber hat, wenn er in solchen Fallen erganzende Regelungen formell
verabschiedet. Tatsache ist, dass man das Regelungswerk insgesamt betrachten
muss, unabhangig davon, welche Rechtsnatur die einzelnen Regelungen haben.
Denn auch bei einem Hartefonds gibt es Anspriuche, namlich Anspriuche auf
ermessensfreie  Entscheidungen bei  vergleichbaren  Sachverhalten. Eine
Ermessensreduzierung auf Null, die dann in diesen Fallen in der Regel auf einen
gesetzlich normierten Anspruch hinauslauft. Vor diesem Hintergrund muss mal also,
wie gesagt, den Artikel-2-Fonds bewerten. Insbesondere glaube ich die Bedeutung
deutlich machen zu kdénnen an der Tatsache, dass wir heute bundesweit 58 000
laufende Entschadigungszahlungen nach dem Bundesentschadigungsgesetz
auszahlen. Dem stehen ungefahr 50 000 laufende Beihilfen nach dem Artikel-2-
Fonds gegenuber. Man sieht also hier aufgrund dieser Zahlenverhaltnisse, dass der
Artikel-2-Fonds heute eine ganz wesentliche Erganzung zur gesetzlichen
Entschadigungsregelung des Bundesentschadigungsgesetzes darstellt. Darin
unterscheidet sich diese Regelung auch ganz bedeutsam von allen anderen
Harteregelungen, die in der Regel ja nur fur bestimmte Opfergruppen und unter ganz
engen Voraussetzungen gewahrt worden sind. Also insofern meine ich, zentrale
Materie, wenn man Vergleiche vornimmt, muss das BEG in Verbindung mit dem
Artikel-2-Fonds sein.

Und hier will ich mal kurz die Voraussetzung skizzieren. Ursprunglich war ja
Ausgangspunkt der so genannte Hartefonds aus dem Jahre 1980 flr judische
Verfolgte, der auch fir andere Opfergruppen entsprechende Pendants gefunden hat.
Danach konnten 5.000 DM als einmalige Leistungen gewahrt werden. Zielgruppe
waren solche Opfergruppen mit schweren verfolgungsbedingten
Gesundheitsschaden, die sich in einer gegenwartigen besonderen Notlage befunden
haben, und in der Regel aufgrund formeller Dinge — namlich Fristversdumnisse,
Nichterfullung von Stichtagsfristen, von Wohnsitzvoraussetzungen -, keine
Madglichkeit  hatten, in den Genuss der gesetzlich  festgelegten
Entschadigungsleistungen zu kommen. Fir diese Opfergruppen hat man also im

Jahr 1980 zunachst eine Fondsldésung mit 5.000 DM geschaffen. Dann ist im
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Rahmen der Verhandlungen zum Einigungsvertrag vorgegeben worden, dass flr
diese Opfergruppen mit der Jewish-Claims-Conference eine erganzende Losung in
Form einer laufenden Beihilfe geschaffen werden soll. Und diese sieht als
Prifungsvoraussetzung zunachst einmal ein Hafterfordernis von sechs Monaten
KZ-Haft oder 18 Monaten sonstiger Haft, Ghetto-Haft oder Leben in der lllegalitat vor.
Hier wird ganz klar entsprechend der Regelung im Bundesentschadigungsgesetz
§ 31 Abs. 2 differenziert zwischen der besonderen Form der Ghetto-Haft und einer
sonstigen Haft, die im Detail durchaus vergleichbar und zum Teil schwerwiegender
war, wenn man an die Zustande in manchen Ghettos denkt. Also, da hat man rein
formal diese Sache betrachtet und hat zunachst nicht an Differenzierungen aufgrund
der Schwere der Verfolgung vor Ort abgestellt. Mittlerweile sind die formellen
Kriterien nach der 6. Durchfuhrungsverordnung des Bundesentschadigungsgesetzes,
die Grundlage fur die Bestimmung der KZ-Lager im Sinne der Regelung
§ 31 Abs. 2 BEG sind, im Verhandlungswege mit der Jewish-Claims-Conference
hinsichtlich der Anwendung des Artikel-2-Fonds etwas modifiziert worden. Es sind
bestimmte Lager dazu gekommen, nachdem hierzu auch historische Erkenntnisse
mittlerweile vorliegen. Im Ergebnis aber besteht auch in diesem Bereich nach wie vor
die klare Trennung: KZ-Haft als Sondertatbestand. In der Regel werden 18 Monate
Verfolgungsschicksal vorausgesetzt. Insofern geht der Regierungsentwurf einen

Schritt weiter.

Daruber hinaus haben wir den Ausschluss der Artikel-2-Fonds-Leistungen in den
Fallen, in denen anderweitige Entschadigungsleistungen in laufender Form bezogen
werden. Also wenn jemand eine laufende Rente als Berufsschadensrente, als
Gesundheitsschadensrente nach dem Bundesentschadigungsgesetz oder aus
anderen Harteregelungen der Lander beispielsweise bezieht, dann sind die
Leistungen nach dem Artikel-2-Fonds ausgeschlossen. Insofern auch ein
Unterschied zur jetzt vorliegenden Regelung, die ja gerade als zusatzliche

Versorgung fur die SED-Opfer gedacht ist.

Dritte Voraussetzung. Das Vorliegen einer wirtschaftlichen Notlage. Das wird
abgebildet mit Betragen, die ich im Einzelnen ausgefuhrt habe. Das ist in etwa
vergleichbar mit dem, wie es jetzt heute in dem Regierungsentwurf vorgesehen ist,

wobei es im Detail da einige Unterschiede gibt, die jetzt hier zu weit fiUhren wirden.
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Im Ergebnis komme ich also dazu, dass der Artikel-2-Fonds als wesentliche
Grundlage in Betracht gezogen werden muss. Bezuglich der Regelungen im
Bundesentschadigungsgesetz wird immer wieder darauf verwiesen, dass hier
gravierende Unterschiede vorhanden sind. Ich habe das im Detail untersucht. Aus
Sicht der Praxis muss man die Dinge insofern etwas richtig stellen, weil die
Unterschiede zum Teil nicht ganz so gro3 sind. Beispielsweise muss man
berlcksichtigen, dass es bei der Gesundheitsschadensrente zwar den gesetzlichen
Normalfall einer so genannten Hundertsatz-Rente gibt, der sich an einer Vielzahl von
Einzelkriterien der personlichen wirtschaftlichen Voraussetzungen orientiert.
Praktischer Regelfall ist die so genannte Mindestrente, die Zahlung der gesetzlich
garantierten Mindestrentenbetrage fur bestimmte MdE-Stufen. Weiterhin kann man
feststellen, dass dieser praktische Mindestfall heute 82,2 % der gezahlten
Gesundheitsschadensrenten nach dem BEG ausmacht. Also muss man sich bei
einer vergleichenden Betrachtung der Zahlungsbetrage hieran orientieren. Die
durchschnittliche Rentenhdohe belauft sich auf 504,50 Euro. Ich habe dann im
Einzelnen die Regelungen, die jetzt im Moment fir die Entschadigung der
Gesundheitsschaden fur SED-Opfer gelten, dem gegenlber gestellt. Da muss man
leider wiederum feststellen, ein Vergleich ist kaum moglich, weil hier fir besondere
Hartefalle besondere Zuschlage gegeben werden. Wenn man diese aul3en vorlasst,
kann man zu dem Ergebnis kommen, dass die durchschnittliche Leistung nach dem
SED-Opferentschadigungsgesetz, was wir hier vorliegen haben, mit 218 Euro bzw.
275 beim Vorliegen einer MdE von 45 bzw. 55 % in Verbindung mit der
Grollenordnung, wie Sie im Regierungsentwurf vorgeschlagen ist, namlich 250 Euro,
in etwa den Betrag der durchschnittichen BEG-Rente betrifft, also insofern eine
weitestgehende betragsmaRige Annaherung. Berlcksichtigen muss man aber, dass
die Gesundheitsschadensrente nach dem BEG die Ausnahme ist. Die meisten
NS-Verfolgten haben keine laufenden Leistungen bekommen. Sie haben lediglich
den kapitalisierten Freiheitsschaden als Entschadigungsleistung und einen
kapitalisierten Betrag als Ausbildungsschaden bekommen. Die Rentenleistung war
die Ausnahme von der Regel. Ich habe mich noch bemuht, exakte Zahlen hierzu zu
bekommen, aber es gibt offenbar keine Statistiken, die zu friheren Zeitpunkten diese

Dinge so detailliert schon aufgelistet haben. Aber als Fazit kann man das so stehen
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lassen. Insofern gibt es eine Vielzahl von Dingen zu beachten. Ein exaktes

Anknupfen an einer Einzelregelung halte ich fur vollig verfehlt.

Bei einer Gesamtbetrachtung der Unterschiede und der Gemeinsamkeiten der
Entschadigungsregelungen meine ich daher, vor allem vor dem Hintergrund, dass
heute der Artikel-2-Fonds praktisch das zweite Standbein der NS-Entschadigung ist
und nahezu 50 % der laufenden Leistungen ausmacht, dass man sich hieran
orientieren sollte, um hier wenigstens ansatzweise einen Gleichklang der
Entschadigungssysteme zu erhalten. Dies umso mehr, als man berlcksichtigen
muss, dass fir diesen Personenkreis, der in den Genuss der Artikel-2-Fonds-
Leistungen kommt, das im Gegensatz zu den SED-Opfern in der Regel die einzige
laufende Leistung ist, und dass dieser Personenkreis in der Regel in der
Vergangenheit ja auch nur einen kapitalisierten Freiheitsschaden als Entschadigung
bekommen hat. Also in sofern, gibt es gute Griinde, wenn man akzeptieren will, dass
man sich an anderen Opferentschadigungsregelungen orientiert, dass man es bei

diesen Regelungen, wie im Regierungsentwurf vorgeschlagen, belasst.

Erganzend moéchte ich noch hinweisen auf die EinflUhrung von
Beweiserleichterungen. Hier gibt es verschiedene Ansatze, die zum einen im
engeren Falle am § 31 Abs. 2 BEG ansetzen, zum anderen daruber hinausgehen.
Hier mdchte ich darauf hinweisen, dass es in § 1 Abs. 3 BVG bereits eine
Beweiserleichterungsregelung flir bestimmte Falle gibt. Dariber hinaus gibt es im
Gegensatz zum normalen Entschadigungsrecht die Besonderheit, dass nicht der
volle Nachweis der anspruchsbegrindenden Tatsachen gefuhrt werden muss,
sondern dass die Uberwiegende  Wahrscheinlichkeit ~zum  Nachweis
verfolgungsbedingter Entschadigungen ausreicht. Dies ist im Ubrigen entsprechend
auch in den Regelungen fur die NS-Opfer so vorgesehen. Die Regelung des
§ 31 Abs. 2 BEG, die hier im Focus ist, ist nach meiner Auffassung nicht geeignet, zu
einer allgemeinen Erweiterung herangezogen zu werden. Dieser
Ausnahmetatbestand kam mit den Regelungen des Schlussgesetzes in das
Bundesentschadigungsgesetz hinein. Er knupft an ganz enge Voraussetzungen und
hier insbesondere die KZ-Haft mit einer ganz streng gepruften Auflistung in der 6. DV
des BEG an, so dass also hier auch mit wertenden Gesichtspunkten im Hinblick auf

die besonderen Zustande in bestimmten anderen Haftstatten oder aus dem



16

Gesichtspunkt der Analogie keine weiteren Haftstatten mit hinein genommen werden
konnten. Es ist also bei dieser ganz klaren Regelung geblieben. Nur fur diesen
engen Personenkreis galt diese Regelung. Sie hat von daher einen eindeutigen
Ausnahmecharakter, der eben im Verhaltnis zu allen anderen Haftopfern, die im
Bundesentschadigungsgesetz berlcksichtigt werden, nicht Anwendung findet. Belegt
findet man dies letztlich auch in Rentenstatistiken: Die so genannte KZ-Rente, die
auf der Vermutungsregelung des § 31 Abs. 2 BEG beruht, macht nur 3 % der
laufenden  Gesundheitsschadensrenten aus. Ich darf mich abschlielend

entschuldigen. Ich glaube, es war ziemlich lang gewesen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Knapp uber 5 Minuten, aber wir sind
groldzlgig. Jetzt erteile ich das Wort Herrn Rink, Landesvorsitzender des Bundes
Stalinistisch Verfolgter und der Vereinigung der Opfer des Stalinismus in
Deutschland fir Sachsen-Anhalt, Magdeburg. Bitte schén, Herr Rink, Sie haben das
Wort.

SV Johannes Rink: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren. Es fallt mir schwer,

jetzt noch etwas Neues dazu beizusteuern, ohne zu wiederholen, was meine
Vorredner schon fast alles gesagt haben. Ich kann mich also auf einzelne Punkte
konzentrieren. Wir hatten in unserem schriftlichen Statement ja die Erhdhung der
Kapitalentschadigung auf ein Aquivalent von etwa 1.000 DM. vorgeschlagen. Ich
glaube, das sind heute 511 Euro. Das hat den Hintergrund, dass in den letzten
17 Jahren etwa 40 % der organisierten Verfolgten in Sachsen-Anhalt inzwischen
gestorben sind. Wenn wir jetzt eine Regelung schaffen — die wir sehr begruf3en, auch
wenn sie viele Mangel hat, aber das wurde ja hier schon angesprochen —, haben wir
ein Problem. Die Angehdrigen der Verstorbenen kriegen nichts. Jeder von lhnen
wei}, dass neben dem Betroffenen, der in Haft sall und durch
Zersetzungsmallinahmen direkt gelitten hat, indirekt auch seine Familie mit bestraft
wurde. Das waren gebrochene Berufskarrieren, das waren an der Schule fur Kinder
die Verhinderung bestimmter Laufbahnen, die sich auch heute rentenrechtlich
nachweisen lassen. Wir haben folgenden Vorschlag: Wenn man die
Kapitalentschadigung, wie von einigen Politikern ja gefordert wurde, auf 511 Euro
erhdhen wirde und die Kapitalentschadigung vererbbar gestaltet, konnten wir diesen

Personenkreis mit berucksichtigen. Ich mochte hier nicht viele neue Vorschlage
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einbringen. Wir haben ein Problem und das ist das Problem des Alters unserer
Betroffenen. Oft wurde behauptet, die Betroffenen hatten eine zu hohe
Erwartungshaltung. Das will ich nicht verleugnen. Aber Fakt ist auch, dass die hohe
Erwartungshaltung von vielen Mitgliedern des Bundestages in den verschiedenen
Wahlperioden geschurt wurde. Es wurde viel versprochen, und jeder sucht sich ja
das Beste heraus. Wenn jetzt eine Entschadigung gezahlt wird, was wir sehr
begriflen wurden, ist es auch mit einer kleinen moralischen Anerkennung
verbunden. Denn ich sage lhnen ehrlich, wir sind in Sachsen-Anhalt als Zeitzeugen
sehr viel mit vielen jungeren Menschen, mit der jungen Generation im Gesprach. Wir
haben immer ein Problem, wenn wir dann erklaren missen, wieso? weshalb?
warum? Hat sich Widerstand gegen eine Diktatur nicht gelohnt? Wenn man das rein
finanziell betrachtet, muss ich sagen, ja. Moralisch wurden wir das wahrscheinlich
immer wieder machen. Aber: ... Denken Sie an das Alter der Betroffenen. Egal wie
viele zusatzliche Bedurftige sich jetzt noch melden, die nicht in unseren Verbanden
organisiert sind, die Zahl der Rentenempfanger wird von Monat zu Monat
zuruckgehen aufgrund des Alters der Betroffenen. Denken Sie auch an die
Zersetzungsopfer. Gerade in den spaten 60er, 70er, 80er Jahren wurde ja verstarkt

zu dieser Verfolgungsmethode Ubergegangen, aber das wurde auch schon erwahnt.

Bedenken Sie auch die Pressestimmen, regional und Uberregional. Die Presse war
sich diesmal sehr, sehr einig, man begrife, dass Sie etwas machen wollen, hat
naturlich auch bemangelt, dass es Kritikpunkte gibt. Und ich hoffe, die kdnnen wir
heute ausraumen. Die halbjahrige Antragstellung wurde auch schon erwahnt. Ich
habe ein Problem, und das sage ich lhnen ehrlich, ich spreche jetzt fir Sachsen-
Anhalt. Dort werden z. B. berufliche Ausgleichsleistungen vom Sozialamt ausgezahlt.
Viele Betroffene scheuen den Weg zum Sozialamt, obwohl das nur eine reine
Formalie ist. Aber das Wort ,Sozialamt® kommt schon schlecht an. Denken Sie
daran, dass diese Personen ihr Leben lang nicht auf Sozialhilfe angewiesen waren,
und jetzt diese Verbindung automatisch so herstellen. Es ist eine Leistung. Und noch
etwas. Es gibt das Problem, dass die betroffenen Verfolgten sich in der Regel keine
qualifizierte Arbeit beschaffen, also sich nicht fortbilden konnten, weil sie ja
unterdruckt wurden. Das hat sich jetzt natirlich bei der Rente bemerkbar gemacht.
Aber es hat sich auch dadurch bemerkbar gemacht, dass ein Groliteil der

Betroffenen nach der Wende entlassen worden ist, weil sie nicht die erforderliche
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Qualifizierung hatten. Und wenn jetzt, wie gesagt, diese Rente von 250 Euro oder
mehr, das will ich offen lassen, kommen sollte? Und ich lese dann, es soll bei den
Zahlungen der Stiftung fur ehemalige politische Haftlinge in Bonn angerechnet
werden, bzw. hat man dort schon 9 Mio. Euro eingespart. Das ist fir den einzelnen
Betroffenen, der sehr, sehr wenig Geld hat, sehr hart. Auf der einen Seite bekommt
er jetzt eine monatliche Leistung. Er muss keinen Antrag mehr in Bonn stellen. Unter
uns, wir sagen immer betteln. Aber unterm Strich hat er deswegen auch nicht mehr
Geld. Deswegen wurde ich sie bitten, denken Sie daran, dass bei bestimmten Hohen
auch bestimmte Betroffene etwas davon haben sollen. Ich fasse mich kurz. Vielleicht

konnen einige etwas mehr sagen. Ich danke lhnen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank Herr Rink. Jetzt hat das Wort
Frau Schrade. Referatsleiterin beim Thuringer Ministerium flr Soziales, Familie und
Gesundheit, Erfurt. Bitte schon.

SVe Heike Schrade: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine sehr geehrten Damen

und Herren Bundestagsabgeordneten. Mit der Ankindigung im Koalitionsvertrag der
Regierungsfraktion, dass die Situation der Opfer mit geeigneten Malinahmen
verbessert werden soll, verbanden die Betroffenen sehr grof3e Hoffnungen, und
fordern nun, nachdem der Gesetzentwurf der CDU/CSU und SPD vorliegt, erhebliche
Nachbesserungen. Das Anliegen dieses Gesetzesentwurfes ist, die Wirdigung der
am starksten von politischer Verfolgung betroffenen Opfer von SED-Unrecht in der
ehemaligen DDR bzw. SBZ. Die Einfuhrung einer Opferrente ist dabei grundsatzlich
zu begrulRen. Aber es wurde von den Vorrednern schon gesagt, der Entwurf bezieht
in den Kreis der Anspruchsberechtigten keine andere Opfergruppen ein wie
Zersetzungsopfer, beruflich Benachteiligte, Zwangsausgesiedelte oder verfolgte
Schuler. Die Verfolgungsmalnahmen, das zeigen viele Untersuchungen, sind aber in
ihren Spatfolgen und Spatwirkungen mit den Opfergruppen, die inhaftiert waren,
vergleichbar. Dass die besondere Zuwendung fur Haftopfer nun an die
Voraussetzung von wirtschaftlicher Bedurftigkeit geknupft wird, wird von vielen - und
ich spreche auch wieder im Namen von Thuringen, als Referatsleiterin fur Thiringen
habe ich in der Praxis sehr viel mit den Betroffenen zu tun - eindeutig abgelehnt. Die
Prifung sollte entfallen, bzw. modifiziert werden. Ich werde dann folgend noch mal

ein Beispiel bringen, wie das vielleicht aussehen kdnnte. Die Aufstockung der Mittel
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fur die Stiftung fur ehemalige politische Haftlinge ist zu begriflen. Auch besonders
unter den Gesichtspunkt, dass damit eine eindeutige Regelung fur Zivilinternierte und
-deportierte aus dem ehemaligen ostdeutschen Gebieten verbunden ist. Die
Aufstockung der Mittel wird aber auch gleichzeitig verkntpft mit dem Gesetzentwurf
zur Heimkehrerstiftung, der sich derzeit noch im Gesetzverfahren befindet. Im
Februar dieses Jahres hat der Bundesrat zu diesem Gesetzentwurf eine
Stellungnahme abgegeben, die zeigt, dass mit diesen beiden Gesetzentwurfen noch
immer nicht alle Bereiche der Kriegsfolgen und damit verbunden des SED-Unrechts

beseitigt wurden.

Zu einzelnen Punkten des Gesetzesentwurfes. Es ist grundsatzlich zu begrafien,
dass die Antragsfrist erneut verlangert werden soll. Sie ist ja schon acht mal
verlangert worden, und es gibt viele Stimmen, die sagen, irgendwann musste mal
Schluss sein, aber es gibt natlrlich auch viele Stimmen, die sagen, warum sollen
diese Fristen nun nach einer achtmaligen Verlangerung nicht endlich wegfallen? In
Thuringen z. B. und in Sachsen sind im ersten Quartal dieses Jahres
568 Rehabilitierungsantrage eingegangen. Davon berufliche Rehabilitierungen:
375 Antrage. Dass jetzt so viele berufliche Rehabilitierungen kommen, hat ja
besonders viel damit zu tun, dass im Rahmen der Kontenklarung bei den
Rentenversicherungstragern viele nun endlich sich auch der Mihe und auch oftmals
dieser schwierigen Prozedur unterziehen, sich ihrer Vergangenheit zu stellen. Eine
Entfristung ware zwar wilnschenswert, aber als Frau, die schon lange in der
Verwaltung arbeitet, weil ich auch, wie schwierig es ist, in den
Rehabilitierungsbehdrden auf lange Dauer hin das Personal vorzuhalten, bzw. eine

Gesamtlosung fur die Betroffenen zu finden.

Nun zu Artikel 1, zum § 17 a des strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes. Die
Einflhrung einer Bedurftigkeitsklausel in diesem Gesetzesentwurf fur alle Haftopfer
ab 6 Monaten relativiert naturlich einen wirklichen Aufarbeitungsansatz und deren
Waurdigung, so wie das meine Vorredner schon gesagt haben. Dabei ist auch zu
berucksichtigen, dass durch die in der Vergangenheit ergangenen Urteile gegenuber
den Tatern oder Systemtragern in der DDR natirlich eine gro3e Diskrepanz zu
verzeichnen ist, und das verbittert die Opfer besonders. Als Kompromiss, Frau

Neubert hat es ja vorhin auch schon gesagt, soll der Vorschlag der Vereinigung der
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Opfer des Stalinismus (VOS) aufgegriffen werden. Der beinhaltet einen einkommens-
und vermogensunabhangigen Sockelbetrag von 100 Euro, und dazu noch einen
weiteren Betrag in Hohe von 150 Euro fur Personen, die sich in besonders
schwieriger, sozialer Lage befinden. Trotz einer Bedurftigkeitsprifung, ware somit
noch die Wiirde der Opfer gewahrt. Die Uberpriifung der Bediirftigkeit ist nach dem
§ 17 a nun an etwas andere Kriterien geknupft, als bei der Stiftung fur ehemalige
politische Haftlinge, oder bei der der Uberpriifung von Anspriichen nach dem § 8 des
Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes. Wieso so unterschiedliche Regelungen? Ich
weil aus der Praxis, wie viele Betroffene damit Schwierigkeiten haben. Das kann bei
der Antragsstellung und bei der Bewilligung zu Problemen fihren: Unterschiedliche
Auslegungen, bzw. auch falsche oder auch unterschiedliche Antragsstellung. Dem
sollte entgegengesteuert werden, indem man versucht, die Kriterien zu
vereinheitlichen. Jetzt ein konkreter Vorschlag: Wenn eine Bedurftigkeitsprifung wie
sie im Gesetzentwurf vorgesehen ist, bliebe bzw. nach dem Vorschlag der VOS
aufgesplittet wirde, ware der Anderungsvorschlag, dass das Einkommen des
Partners, bei Verheirateten oder in Lebenspartnerschaften Lebenden, nicht bei der
Berechnung herangezogen wird. Es sollte bei der Prifung der wirtschaftlichen Lage -
es ist ja vorgesehen, dass nur das Einkommen des Betroffenen nicht das des
Partners betrachtet wird — nur auf den Antragsberechtigten abgestellt werden, aber
dann auch auf das Vierfache des Regelsatzes. Damit kdonnte man diese
verschiedenen Regelungen bei der Stiftung oder beim § 8 StrRehaG vermeiden. Der
Wegfall einer unterschiedlichen Regelung nach Familienstand ergibt sich meiner
Meinung nach auch aus dem Gesichtspunkt heraus, dass es im Einzelfall doch sehr
problematisch ware, zu klaren, ob jemand in eheahnlicher Gemeinschaft lebt oder
nicht. Diese Prozedur, die ja bei Leistungen nach Hartz IV oft zu sehr grolem Unmut

gefuhrt hat, sollten den Opfern erspart werden.

Als anderer Punkt ware noch zu Uberlegen, ob ein unterhaltsberechtigtes Kind nicht
mit einbezogen werden sollte? Das empfehle ich, so wie es auch bei der Berechnung
nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz erfolgt. Ein Regelsatz fir ein

unterhaltsberechtigtes Kind.

Zu dem Punkt des Bewilligungszeitraumes. Ein halbes Jahr ist sehr kurz. Zu kurz fur

die Betroffenen, aber natlrlich auch fir die Behoérdenbearbeitung. Die Anpassungen
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an sozialhilferechtlichen Regelungen, die hier wahrscheinlich als Hintergrund fur
diese Auffassungen stehen, sind wegen der unterschiedlichen Leistungen und den
Intensionen des Gesetzes nicht erforderlich. Es konnte dann z. B. der Absatz 4
lauten: ,Die besondere Zuwendung flir Haftopfer wird monatlich im Voraus bezahlt,
beginnend mit dem auf die Antragstellungen beginnenden Monat. Die

Anspruchsvoraussetzungen werden jahrlich gepruft.”

Nun noch zu den Zustandigkeitsregelungen. Die Anderung hat fir die Lander
naturlich Mehrkosten im Umfang der Einsparungen des Bundes zur Folge. Dazu
kommt noch der Verwaltungsvollzug, der jetzt gar nicht mitbetrachtet wird. Z. B. In
Thuringen ware es so, dass man bei 9.000 Antragstellern etwa von
4.500 Berechtigten ausgehen konnte. Das bedeutet eine Gesamtsumme von
13,5 Mio. Euro jahrlich. Thuringen wirde, wie die anderen Bundeslander auch, dabei
35 % der Kosten Ubernehmen, das waren 4,2 Mio. Euro; in Sachsen waren es
5,0 Mio. Euro, auch ohne Vollzugsaufwand. Um eine gleichmallige Verteilung in den
Landern zu erreichen, musste im Gesetz eine Zustandigkeit nach dem
Wohnortprinzip erfolgen. Dies wirde zu einer gleichmafigen Belastung der Lander
fuhren, aber die ostdeutschen Lander wirden trotzdem noch den hoheren Beitrag

dabei leisten.

Zu § 18 StrRehaG ist gesagt worden, dass es denkbar ist, dass es nach der
Neuregelung des Paragrafen Betroffene gibt, die nach der Bedurftigkeitsprifung gar
keine Leistungen mehr erhalten. Sie erhalten sie nicht bei der Stiftung in Bonn, und
sie erhalten sie auch nicht nach § 17 StrRehaG aufgrund ihrer sozialen Lage.
Deshalb schlagen wir diese modifizierte Losung mit einem Sockelbetrag und einem
Mehrbetrag bei Bedurftigkeit vor. In Thiringen z. B. gab es mit Stand August 2006
aufgerundet insgesamt 11.000ehemalige politische Haftlinge. Nach der Statistik zur
Aufteilung nach Haftmonaten wuirden durch die Neufestlegungen nur noch
2.300 ehemalige politische Haftlinge einen Antrag bei der Stiftung in Bonn stellen
konnen. Alle anderen wirden dann wegfallen. Dies kénnte flr einen Kreis von
8.700 Personen eine Schlechterstellung bedeuten, und nicht alle fallen, wie gesagt,

unter diese Bedurftigkeitsregelung.
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Mein Nachbar hat es ja schon gesagt, es wird einerseits naturlich darum gehen, sehr
schnell ein Gesetz auf den Weg zu bringen, auf der anderen Seite ist es so, dass
sich bei uns in den Behdrden die Schreiben haufen. Wenn jetzt z. B. eine Regelung
in Kraft tritt, ist es sehr schwierig fur die Behorden, diese sofort umzusetzen, weil da
ja doch eine Reihe von Voraussetzungen gegeben sein mussen, weil das ja
Mitarbeiter Ubernehmen, die das bisher noch nicht gemacht haben. Und zum
Sozialamt, was praktischer ware, aber was zum Glick nicht in Erwagung gezogen
worden ist bei der Regelung, kann man sie auf keinen Fall schicken. Ich bitte also um
eine sehr schnelle Beschlussfassung, aber auch um eine ca. 3-monatige

Umsetzungsfrist fur die Verwaltung.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank Frau Schrade. Jetzt Herr

Schuler, Vorsitzender der Union der Opferverbande ,Kommunistischer

Gewaltherrschaft e. V. Hamburg®.

SV Horst Schuler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren

Abgeordnete. Erlauben Sie, dass ich meinen Ausfihrungen ein kurzes Zitat
voransetze: ,Was wir brauchen, sind nicht beschamende Feigenblatter, sondern
neben der Hilfe fur Sozialbedurftige eine symbolische Ehrenpension fur alle Opfer,
fur alle Verfolgten und Widerstandskampfer. Das Problem unserer Gesellschaft und
unserer Politik ist, dass wir soziale Trostschnapse mit politischer Kultur in unserem

Land verwechseln.”

Geschrieben hat das vor wenigen Tagen Dr. Waldemar Ritter, langjahriges Mitglied
des SPD-Parteivorstandes und Vertrauter des frUheren stellvertretenden SPD-
Vorsitzenden von Thiringen. In diesem Sinne sind die Forderungen und die
Erwartungen der Opfer und Widerstandler gegen den Kommunismus an das SED-
Unrechtbereinigungsgesetz kurz zusammengefasst. Sie beinhalten vor allem eine
den Widerstand wirdigende Ehrenpension ohne eine Bedurftigkeitsklausel. Sie
beinhalten die Aufhebung der Beweislast zur Anerkennung der Haftfolgeschaden,
und sie beinhalten eine Aufstockung des Fonds der Stiftung fur politische Haftlinge in
Bonn, die vor allem auch deportierten Frauen, in schlimmster Weise entwurdigten
Frauen, und auch verfolgten Schilern oder von ZersetzungsmalRnahmen verfolgten

Menschen zu Gute kommen sollen. Alle diese Forderungen nimmt im Wesentlichen
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der Gesetzentwurf der Regierungskoalition nicht auf. Er hat deshalb eine Empo6rung
auch unter den Opfern des Kommunismus hervorgerufen, die, wie Frau Leutheusser-
Schnarrenberger  geschrieben hat, bisher  nur  selten bei  einem
Gesetzgebungsverfahren zu beobachten war. Diese Empoérung grindet natirlich
auch auf der Gerechtigkeitsliicke, die zwischen den Tatern der SED-Herrschaft und
ihren Opfern herrscht. Rainer Eppelmann hat vor wenigen Tagen in einem
Informationsgesprach zum  Dritten  SED-Unrechtsbereinigungsgesetz  darauf
hingewiesen, dass allein im letzen Jahr 4,1 Mrd. Euro an ehemalige DDR-Eliten als
Sonder- und Zusatzrenten ausbezahlt wurden. Demgegenuber sieht die
Bundesregierung trotz enorm steigender Einnahmen in dem Gesetzentwurf fir die
Opfer dieser friheren DDR-Eliten gerade 48 Mio. Euro vor. Dieses Missverhaltnis

werten viele als eine unfassbare Verh6hnung.

Wenn Sie mir erlauben, noch einen Satz anzufligen, der besonders auf die
Erwartungen eingeht, die Opfer des Kommunismus gehabt haben. Es sind gerade
die Parteien, die diesen Gesetzentwurf tragen, deren Ostburos in den Jahren vor der
Mauer den Widerstand in der SBZ und spateren DDR geférdert und getragen haben.
Viele haben ihre Flugblatter und ihr Material, mit dem sie den Widerstand geleistet
haben, in diesen Ostbluros geholt. Und diese sind naturlich doppelt enttauscht, dass

ausgerechnet diese beiden Parteien sich jetzt ihnen versagen. Ich bedanke mich.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank Herr Schiler. Jetzt

abschlieBend Herr Schult, Mitarbeiter beim Landesbeauftragten fur die Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik

beim Land Berlin. Sie haben abschlieRend das Wort.

SV Reinhard Schult: Danke fur die Einladung Herr Vorsitzender. Meine Damen und

Herren, ich mache Burgerberatung hier in Berlin, und fahre einmal in der Woche in
das Land Brandenburg, von Perleberg bis Wittenberge und Finsterwalde. Letztes
Jahr haben ungefahr 500 Burger diese Beratung im Land Brandenburg
wahrgenommen. Seit Monaten schlagt mir die geballte Empdrung und Wut entgegen,
weil ich als Angehdriger des o6ffentlichen Dienstes mit verantwortlich gemacht werde
daflr, wie diese Gesetzesvorlage aussieht. Es sind verschiedene Gruppen schon

erwahnt worden, die raus gefallen sind: Die verfolgten Schiler, die bisher mit 3.500 —
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4.000 Personen rehabilitiert worden sind, aber deren Rehabilitierung folgenlos fir die
Rente und auch fur das sonstige Fortkommen geblieben ist. Als Beispiel mochte ich
eine Frau nennen, die 1958 von der Oberschule abgewiesen worden ist, nachdem
sie zunachst als beste in der Klasse die Zulassung zur erweiterten Oberschule
bekommen hatte. Hier hat sich die Volksbildung, die DDR-Volksbildung, was sie
sonst nicht getan hat, doch sehr deutlich geaul3ert, weshalb die Ablehnung passiert
ist: ,Es hat sich herausgestellt, dass |Ihre Tochter, trotz guter gesellschaftlicher Arbeit
und guten wissenschaftlichen Leistungen in einer sehr entscheidenden Frage unklar
ist, und die notwendige politische Reife, die den Besuch einer Oberschule unseres
sozialistischen Staates rechtfertigt, vermissen lasst. Es kann nicht angehen, dass
Schuler, die ganz offen zum Ausdruck bringen, dass sie mit einer so wichtigen und
positiven Einrichtung wie der Jugendweihe nicht einverstanden sind, unsere
Oberschule besuchen. Wir haben nicht die Absicht, einen Gewissenszwang auf
unsere Schiler auszuiben. Wir missen erwarten, dass unsere zuklnftigen Staats-
und Wirtschaftsfunktionare in jeder Beziehung hinter unserem sozialistischen
Arbeiter- und Bauernstaat stehen. Wir kdnnen nicht verhehlen festzustellen, dass Sie
als Vater es wahrscheinlich unterlassen haben, Ihre Tochter im notwendigem Malie
im Sinne unseres Staates zu erziehen, was wir aber von den Eltern der zuklnftigen
Oberschuler unbedingt verlangen mussen®. Sie hat dann den Rat bekommen, sich
fur die 10. Klasse zu bewerben. Sie ist auch da abgelehnt worden, und sie hat in
dem Kreis Oschatz dann auch keine Lehrstelle bekommen. Sie musste dann im
Nachbarkreis eine Ausbildung als Hilfskrankenschwester machen, hat sich dann
qualifiziert Uber die Abendschule zur Krankenschwester und das war es dann. Sie ist
jetzt Rentnerin, hat vier Kinder und 650 Euro Rente zur Verfugung. Das ist ein

Beispiel fur Personen, die in diesen Gesetzen bisher nicht bedacht worden sind.

Der zweite Fall ist ein Herr B., der 1975 an der bulgarischen Grenze gefasst worden
ist, drei Wochen und in Thuringen funf Wochen in U-Haft war, nach zwei Monaten
entlassen worden ist, weil man ihm nichts nachweisen konnte. Er ist dann aus der
SED entlassen worden, hat seinen Beruf verloren, seine Arbeitsstelle beim Rat des
Kreises. Er ist in Thuaringen nicht mehr angestellt worden und ist danach nach Berlin
umgesiedelt. Dort hat er sich vom Hilfslagerarbeiter hochgearbeitet in der HO. Die
berufliche Verfolgungszeit ist inm fur 15 Jahre anerkannt worden. Er hatte zu DDR-

Zeiten schon Tabletten genommen, hatte depressive Erscheinungen, und ist seit ca.
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funf Jahren in psychiatrischer Behandlung mit schwersten Depressionen, die auch
gutachterlich anerkannt wurden. In dem Gutachten ist allerdings der kausale
Zusammenhang zwischen seiner damaligen Verhaftung und dem Rauswurf aus
seiner Arbeitstelle mit der Vernichtung seiner persoénlichen Existenz nicht anerkannt
worden. Das sind nur zwei Falle, die von diesem Gesetz nicht abgedeckt werden.
Man kann diese Reihe noch weiter fortsetzen. Ich schlieBe mich auf alle Falle dem
Vortrag von Thuringen an, dass man fur alle Opfer und fur alle Betroffenen eine
Grundrente beschlieen sollte. Und wenn Bedurftigkeit geprift werden sollte, dann

sollte der Sockelbetrag aufgestockt werden.

Zum Schluss modchte ich mich noch aus meiner Erfahrung fur die Entfristung der
Rehabilitierungsgesetze aussprechen, da diese dauernden Verlangerungen der
Fristen auch in funf bis zehn Jahren keine Lésung bringen werden. Diese Probleme
der Rehabilitierung wirden auch in funf bis zehn Jahren noch weiter bestehen.

Danke.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank meine Damen und Herren

Sachverstandigen. Wir treten damit in die Fragerunde ein. Wir haben im
Rechtsausschuss ein bewahrtes Verfahren. Jeder Kollege, jede Kollegin hat die
Moglichkeit, in der ersten Fragerunde eine Frage an maximal zwei Sachverstandige
oder zwei Fragen an einen Sachverstandigen zu stellen. Ich bitte Sie daher am
Anfang ihrer Frage, die Frage zu adressieren an den Sachverstandigen, und wenn
Sie Adressat einer Frage sind, bitte ich Sie, sich eine Notiz zu machen, weil die
Fragen gesammelt beantwortet werden. Es hat sich als erster Herr Kollege

Dr. Dressel gemeldet.

Dr. Carl-Christian Dressel (SPD): Ich habe zwei Fragen. Meine erste Frage geht an

den SV Horst Schuler. Herr Schuler, Sie haben in |hrer Stellungnahme mehrere
problematische Komplexe aufgezeigt. Das Verfahren, die Bedurftigkeitsregel, die
Gerechtigkeitsllicke gegentber der Behandlung mit den Tatern, die Erweiterung der
Opfergruppen und der Kausalitatsnachweis bei den Gesundheitsschaden. Kénnen
Sie diese Problempunkte in eine Priorisierung bringen, welcher dieser Bereiche wird

von |hnen als Vorsitzender des groften Opferverbandes als das grofdte Problem
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angesehen, und sollte als Erstes von Seiten der Gesetzgebung gelost werden?

Welche Losung wurden Sie uns anempfehlen?

Meine zweite Frage geht zunachst an die Sachverstandige Frau Guckes. Sie haben
auf Seite drei lhrer Stellungnahme ausgefihrt, dass wir aufgrund der zeitlichen
Divergenz nur eine eingeschrankte Vergleichbarkeit zwischen der Entschadigung der
NS-Opfer und der Entschadigung der SED-Opfer haben. Sind Sie der Meinung, dass
die Vereinbarung der Jewish-Claims-Conference von 1992 aufgrund der zeitlichen
Nahe, die aus dem Komplex der NS-Opfer-Entschadigungsgesetze wohl mit der
Situation nach 1990 die vergleichbarsten Regelungen darstellt? Oder hat auch bei

diesem Vergleich der Gesetzgeber nach wie vor einen weiten Entfaltungsspielraum?

Hans-Joachim Hacker (SPD): Meine erste Frage richtet sich an Herrn Schuler. Herr

Schuler, Sie haben die beiden Kriterien Bedurftigkeit und Haftmonate kritisiert. Ich
mochte Sie als Betroffenen fragen: Ist, wenn man in die gesetzliche Regelung eine
Mindesthaftzeit von 6 Monaten einfihrt, dann nicht ein  schwerer
Wertungswiderspruch darin zu sehen, dass die Haftbedingungen in den 50er Jahren
unter dem damaligen stalinistischen System Ulbrichts doch gravierend anders waren
als nach den Helsinkivertragen in den 80er Jahren? Eine Frage an Herrn Pauly. Herr
Pauly, Sie haben in ihrer ausfuhrlichen Stellungnahme sowohl schriftlich als auch in
Ihrem Vortrag dargestellt, dass sich der Gesetzgeber auf einen neuen Weg begibt
mit der EinfiGhrung dauerhafter Regelungen. Sie sprachen von einem Systembruch.
Sie haben diesen Systembruch — eine Entschadigung, losgelost von der Verletzung
von Rechten am Eigentum, Gesundheit -, dann, wie ich finde, aber logisch damit
begrindet, indem Sie auf die Artikel-2-Fondsregelung mit der Jewish-Claims-
Conference eingegangen sind, bei aller Unterschiedlichkeiten der einzelnen
Elemente. Meine Frage daraus: Wenn wir die Artikel-2-Fondslosung als Grundmodell
annehmen und Ubertragen in das dritte SED-Unrechtsbereinigungsgesetz, haben wir
dann wirklich alle NS-Opfer erfasst? Die Artikel-2-Fondsregelung umfasst nur den
Regelungsbereich der jldischen Opfer, daher auch Jewish-Claims-Conference. Um
Wertungswiderspruche auch gegenuber anderen Opfern des NS-Regimes, ich meine
insbesondere in Deutschland lebenden Opfern, auszuschlielen, wirde ich gerne

diese Frage beantwortet haben.
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Wolfgang Wieland (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Ich habe eine Frage an Frau
Guckes und an Herrn Pauly. Ich weil3, dass die Opfer der SED-Willkur selber gar

nicht auf die Idee kommen, sich mit den NS-Opfern zu vergleichen, sondern sich
eher mit der heutigen Situation der Tater vergleichen, und zu der Aussage kommen,
dass es denen in der Regel deutlich besser geht. Aber hier in der Diskussion spielt
das nun eine ganz grof3e Rolle. Wie werden die NS-Opfer behandelt? Wie werden
die Opfer der SED-Willkur behandelt? Deswegen meine Frage, was verlangt das
Grundgesetz diesbezuglich vom Gesetzgeber? Kann man sagen, das sind vollig
unterschiedliche Materien, oder muss man sagen, wir muassen hier vergleichen im
Detail? An Herrn Pauly insbesondere die Frage, Sie hatten ja gehért, was Frau
Guckes mit dem Gesetz Uber die Anerkennung und Versorgung der politisch,
rassisch oder religios Verfolgten des Nationalsozialismus (PRvG) im Land Berlin, das
vom Charakter her ein reines Annerkennungsgesetz ist und das man auch auf
Landesebene mit dieser Begriindung gemacht hat, um nicht in die Schwierigkeit der
Gesetzgebungskompetenz zu kommen? Dass man gesagt hat, unabhangig von
Schaden erkennen wir an, dies sind Opfer politischer und rassischer Verfolgung, und
geben ihnen eine Rente. 1991 hat man den Kreis noch mal erweitert. Die zweite,
relativ kurze Frage an Herrn Knabe. Sie haben uns schriftlich mitgeteilt, 95 % der
Antrage werden abgelehnt auf Beschadigtenversorgungen nach dem Strafrechtlichen
Rehabilitierungsgesetz. Wie belastbar ist diese Zahl? Und haben Sie Erfahrung, wie
diese ja dann fast durchgangige Ablehnung auf die Betroffenen wirkt? Welche
psychischen Folgen das auch hat? Und last but not least, Herr Vorsitzender, eine
Frage an Herrn Beleites und an Frau Neubert. Wir sollen uns ja auch uber den
Entwurf der Linkspartei uns eine Meinung bilden. Frau Neubert, Sie haben schriftlich
ausgefuhrt, dies sei populistisch eine weitere Verhéhnung der Opfer. Sind Sie bereit,
das hier ein bisschen zu substantiieren? Und auch an Herrn Beleites - denn mir wird
immer vorgeworfen, dass ich das zu kurz abhandele, was von der Linksfraktion
kommt - die Frage, ob Sie da ihre Kritik an diesem Entwurf etwas exemplifizieren

kbnnen?

Markus Meckel (SPD): Es ist ja von verschiedenen Rednern das grof3e Defizit des

vorliegenden Entwurfes im Bezug auf die gesundheitlichen Schaden und die
Anerkennungsfrage angesprochen worden. Meine Frage an Herrn Pauly: Gibt es

Grinde daflir, dass man bei den NS-Opfern wenn auch spat, die gesetzliche
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Annahme eines ursachlichen Zusammenhangs zwischen dem, was die Opfer erlitten
haben und den gesundheitlichen Schaden eingefuhrt hat und bei den anderen
Opfern nicht? Die zweite Frage an Herrn Beleites betrifft die verfolgten Schuler. Hier
ist ja schon die Frage von Spatfolgen und die Notwendigkeit sie und andere
Verfolgungsopfer aufzunehmen, erortert worden. Meine Frage ist, wie abgrenzbar
ware das? Da ist ja dieses Stichwort ,zwei Jahre Verfolgungsschicksal® gefallen. Wie
grof® ware der burokratische Aufwand? Und vielleicht eine kleine Zusatzfrage, wenn
es um die verfolgten Schuler allein geht. Eine Gruppe konnte ja schon nach den
vorhandenen Gesetzen nach 1990 umsonst BAf6G kriegen? Es gibt aber auch die
Schuler, die vor 1990 in den Westen gekommen sind, eine Ausbildung erhalten
haben, und diese entweder zu Ende gemacht haben, oder wegen ihrer Schaden
nicht gemacht haben und die heute einen gro3en Schuldenberg vor sich herschieben
von Tausenden von Euro. Kénnte man fur die nicht auch etwas tun, weil sie ihn ja nie
wieder loswerden? Indem man einfach das Datum streicht und damit ihnen diese
Schuld erlasst? Wurden Sie, also Herr Beleites, auch eine solche Regelung mit

beflirworten?

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): Ich hatte zuerst eine Frage an Herrn

Dr. Knabe und Frau Neubert. Und zwar zur ersten Anspruchsvoraussetzung, der
sechs Monate Haft. Ich hatte gerne noch mal etwas konkreter von Ihnen gehort Gber
die Umstande von Inhaftierungen, insbesondere in Stasigefangnissen ohne
Verurteilungen, und Uber die Praxis, die sich dann gerade in den 70er, 80er Jahren
gegenuber den 50er Jahren — wo diese 6-Monate-Haftregelung eher als
Voraussetzung hatte erfullt werden kdonnen — sich ergeben hat. Und bitte legen Sie
uns doch naher dar, welcher Personenkreis gerade aufgrund dieses
AnknUpfungspunktes ausgeschlossen wurde? Nicht mit Zahlen. Zum Zweiten habe
ich eine Frage zu dem Vorschlag von Frau Neubert, den ja auch Frau Schrade
unterstutzt hat, den Sockelbetrag. Ich sage jetzt mal nichts zur HOohe, aber einen
Sockelbetrag, unabhangig von allen Anspruchsvoraussetzungen, also insbesondere
der Bedurftigkeitsprifung: Wollen Sie da an der Haftdauer festhalten, oder andere
Kriterien nehmen? Diesen Betrag wollen Sie um einen Zuschlag erganzen, der
wiederum an gewisse Bedurftigkeitskriterien gebunden ist. Frau Neubert, welche
Anforderungen stellen Sie sich vor, flr lhren jetzt zweigeteilten Vorschlag, der ja

Bedenken aus verschiedenen Richtungen aufgreift. Welche Anforderungen missen
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vorliegen, fur den Sockelbetrag, unabhangig von der Hohe, und welche
Bedurftigkeitskriterien legen Sie zugrunde? Sie haben ja in lhrer schriftlichen
Stellungnahme ausgefuhrt, dass es schon verschiedene Definitionen von
Bedurftigkeitsprifungen gibt und man doch als Gesetzgeber jetzt vermeiden sollte,
dass zusatzliche Verwirrung vielleicht eintritt. Welche Anforderungen stellen Sie an
die Bedurftigkeitsprufung, diese Frage hatte ich gerne von Frau Schrade

beantwortet.

Andrea Astrid Vol3hoff (CDU/CSU): Meine zwei Fragen richten sich an Herrn Beleites

und Frau Schrade. Wir versuchen ja - ein vielleicht unmdglicher Versuch -, erneut mit

dem Gesetzgebungsverfahren, die Folgen des SED-Unrechts abzumildern.
Unmoglich, sage ich vielleicht deshalb, weil wir schon alleine bei der Frage des
Kreises der Berechtigten auch in der Anhorung erfahren, dass eine Vielzahl von
Opfergruppen sich ausgegrenzt fuhlen, oder der Auffassung sind, dass sie mit
einbezogen werden sollten - aus gutem Grund, wie zum Teil die Vortrage ja auch
zeigen. Der Gesetzentwurf nimmt ja jetzt bei der Frage des Kreises der Begunstigten
Bezug auf die Entscheidungen nach den Rehabilitierungs-Gesetzen und § 10 Abs. 4
Haftlingshilfegesetz. Wen erreichen wir eigentlich damit? Ich hére ab und an, dass
das ja dann die Falle wéren, die nach dem sogenannten Ubermafgebot reduziert
werden wiarden. Demzufolge fuhrt vielleicht diese Gewichtung, namlich mit der
Intention des Gesetzes, Opfern der zweiten Diktatur in besonderer Weise eine
Zuwendung zukommen lassen, schon zu Ungerechtigkeiten innerhalb dieser Gruppe.
Und die zweite Frage geht in die ahnliche Richtung, wie Kollegin Leutheusser-
Schnarrenberger gefragt hat. Noch mal zu der Frage der Mindesthaftzeit. Wenn man
die Mindesthaftzeit jetzt zeitlich verandern wirde, was zum Teil auch in den
Stellungnahmen durchklingt, auf ein Jahr anheben wirde, wie wirde sich da der
Kreis der Opfer verandern? Kann man das irgendwo einordnen? Um welche
Opfergruppen es sich bei einem halben Jahr handelt, und verandert sich dieser Kreis

erheblich, wenn wir von einer Haftzeit von mindestens einem Jahr sprechen?

Petra Pau (DIE LINKE.): Meine erste Frage richtet sich an Frau Schrade und Herrn
Schult. Es ist ja mehrfach Uber die Probleme bei der Annerkennung von
gesundheitlichen Schaden durch Haftverfolgung und andere Repressionen

gesprochen worden. Halten Sie den Vorschlag einer Beweislastumkehr, wie meine
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Fraktion es zum wiederholten Mal vorgeschlagen hat, fir eine sachgerechte Losung,
die den verfolgten Menschen nicht nur Gerechtigkeit widerfahren lassen wurde,
sondern auch helfen wirde, Harten in dieser Uberprifungspraxis, abzuschaffen?
Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Schult. Wie beurteilen Sie die
vorgeschlagenen Regelungen zur Zustandigkeit und des Verfahrens in den
vorgelegten Gesetzentwurfen? Einige Sachverstandige haben hier ja schon
Vorschlage zum Thema Wohnsitz, Zustandigkeit gemacht. Ich wirde gerne lhre
Sicht hier noch mal horen. Ich mdéchte mich der Frage des Kollegen Meckel
anschliel3en, sie aber auch an Herrn Schult stellen: Wie beurteilen Sie Regelungen,
die es bisher schon gibt, z. B. im Bundesausbildungsforderungsgesetz, § 60. Ware
es sachgemal, die Stichtagsregelung zu streichen, um auch denjenigen, die vor
1990 ausgereist sind, aber als Schulerinnen und Schuler verfolgt wurden, und

Nachteile erlitten haben, noch Gerechtigkeit widerfahren zu lassen?

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Ja, vielen Dank. Jetzt kdnnen wir die erste

Fragerunde abschlieBen und beginnen mit der Antwortrunde in umgekehrter

Reihenfolge. Es beginnt Herr Schult auf die Fragen von Frau Pau.

SV _Reinhard Schult: Die Forderung zur Beweislastumkehr fur gesundheitliche

Schaden ist ja schon oftmals erhoben worden. Und das habe ich, glaube ich, auch in
meinem Vortrag anschaulich gemacht anhand des Beispiels von Herrn B. Es ist fur
die Personen, die da in der Haft oder auch durch nachtragliche Verfolgung
geschadigt worden sind, sehr schwierig, dieses vor den Gutachtern zu beweisen. In
diesen Anhorungen konnen immer noch Sachen zum Vorschein kommen, die auch
vorher oder nachher hatten hervorgerufen werden kénnen. Wenn Leute 15 Jahre
verfolgungsbedingte, beruflich verfolgungsbedingte Zeit anerkannt bekommen
haben, in Haft gewesen sind, und die Depressionen vorher nicht da gewesen sind,
musste es eigentlich fur eine Entschadigung ausreichen. Daher wirde ich schon eine
Beweislastumkehr befurworten. Zum Bundesausbildungsférderungsgesetz: Man
musste das auch auf diese Schdler, die in den Westen gegangen sind, in dem Sinne
von Herrn Meckels Vorschlag erweitern. Zur Zustandigkeit: Meine Erfahrungen sind
so, dass die Zustandigkeiten gerade auch im flachen Land relativ diffus sind. Bisher
haben die Verfolgten keinen Ansprechpartner. Keine Institution, zu der sie hingehen

und alle ihre Antrage abliefern kdnnen. So dass sie nicht zum Sozialamt, zum
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Versorgungsamt geschickt werden. Es ist schon in der Anfangsphase versaumt
worden, dass Personen, die ja auch betagt sind, sich an eine zentrale Anlaufstelle fur
Auskunfte etc. wenden konnen. Notwendig ware auch eine Art Rechtshilfefonds, weil
viele Personen, die bei den Reha-Behdrden Ablehnungsbescheide bekommen, sich
im Widerspruchsverfahren aus Kostengrinden scheuen, einen Rechtsanwalt
einzuschalten. Sie kennen auch keine Rechtsanwalte, die auf diesen Gebieten
kompetent und vertrauenswurdig sind. Auch dies sind Verfahrensmangel, die den

Leuten das Leben schwer machen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank. Herr Schiuler, Sie antworten

auf die Fragen der Kollegen Dr. Dressel und Hacker. Sie haben das Wort.

SV Horst Schiler: Herr Dr. Dressel, Sie haben nach den Prioritaten der

Opferverbande gefragt. Ich denke, dass ich mit meinem Kameraden Rink einig bin,
dass wir als oberste Prioritat den Fortfall der Bedurftigkeitsklausel haben. Wenn wir
es als eine Wurdigung und Annerkennung des Widerstands Uberhaupt werten
wollen, dann erwarten wir in erster Linie eine Geste, die alle Opfer und Widerstandler
und ehemalige politische Haftlinge betrifft. Wobei ich mich Uber die Hohe jetzt nicht
auldern will. Aber es muss eine Wurdigung sein. Man kann eine Wurdigung nicht
teilen nach den wirtschaftlichen Verhaltnissen, die jeder Einzelne zu Hause hat,
sondern eine Wirdigung muss allen zu Gute kommen, die gleichen politischen
Bedingungen unterlagen. Wobei wir naturlich uns auch einig sind, dass den
wirtschaftlich Bedurftigsten unter uns eine eventuell hdhere Entschadigung zu Gute
kommen kann, die entweder in dieser Opferpension enthalten ist, oder eventuell in
der Aufforderung, sich auch weiterhin an die Stiftung fur politische Haftlinge in Bonn
zu wenden. Was ja nach dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf ziemlich
ausgeschlossen erscheint. Dann hatte Herr Hacker gefragt nach den
unterschiedlichen Haftbedingungen und wie wir das werten. Eigentlich konnte diese
Frage nur jemand beantworten, der unter beiden Haftbedingungen inhaftiert war. Ich
gehore zu der Gruppe, die Anfang der 50er Jahre in sowjetischer Haft gewesen sind,
in KGB-Haft, und dort waren die physischen Folterungen wahrscheinlich sehr viel
starker und sehr viel krasser, als es spater der Fall war. Womit ich also nicht sagen
will, dass die psychische Zersetzungsarbeit, die vor allen Dingen wohl von der Stasi

ausgeubt wurde, sicherlich auch sehr, sehr, sehr schwere Folgen gehabt hat. Ich will
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damit sagen, wir méchten da als Opfer nicht unterscheiden wollen. Wir meinen, dass

sowohl die physische als auch die psychische Folter gleichermalen zu werten ist.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank. Jetzt Frau Schrade, lhnen

liegen Fragen der Kolleginen Leutheusser-Schnarrenberger, Vo3hoff und Pau vor.

Bitte schon.

SVe Heike Schrade: Ich hatte ja in meinen Ausfuhrungen dargestellt, dass es fur die

Betroffenen im Prinzip drei Regelungen gibt. Das ist einmal, wenn es bei ihnen noch
maglich ist, einen Antrag zu stellen bei der Stiftung, der in vielen Punkten nach den
neuen Richtlinien der Stiftung aber auch schon angelehnt ist an die Prifung nach
dem § 8 des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes, der jetzt bei den Sozialamtern
bearbeitet wird. Das ist im letzten Jahr noch mal verscharft worden, weil die Mittel
der Stiftung zuriickgegangen sind. Ferner die Prifung nach dem § 82 des SGB XlI,
der vorsieht, dass eine Reihe von Aspekten, die bei dieser Prufung nach
§ 8 BerRehaG einbezogen wird, auch jetzt berucksichtigt wird. Es unterscheidet sich
in dem Punkt, dass nicht mehr die Kosten der Wohnung angerechnet werden. Also
nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz werden die Kosten der Wohnung
angerechnet, nach dem Vorschlag des drei- bzw. vierfachen Regelsatzes konnen die
Kosten nicht mit angesetzt werden. Deshalb der Vorschlag, in Hohe des Vierfachen
des Regelsatzes zu vereinheitlichen, um die Systematik des Gesetzes zu bewahren
und die Betroffenen auch nicht zu verwirren. Bei der Stiftung werden auch die Kosten
der Wohnung, der einen nicht unerheblichen Teil der Kosten fur die Betroffenen
ausmacht, mit einbezogen. Ein Antragsteller weil3 dann gar nicht mehr, wo soll ich
was wie beantragen. Es stehen ihm zwar inzwischen oft Beratungsgruppen in den
neuen Bundeslandern zur Verfligung, aber trotzdem ist es fir die Betroffenen nicht
so leicht zu unterscheiden. Es wiarden immer wieder Nachfragen bei den
Sozialamtern oder bei der neuen Behorde geben, und das wirde zu einer
Verzdgerung der Auszahlung fuhren. Deshalb mein Vorschlag: Einkommen gemaf
§ 82 SGB XIlI, aber aufgestockt um den Betrag, der ja bei Verheirateten sowieso da
ware, um die Wohnung theoretisch mit einbeziehen zu kdnnen, ohne dass damit ein

Systemwechsel notwendig ware.
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Auf die Frage von Frau Volhoff nach der Berlcksichtigung der verschiedenen
Opfergruppen besonders durch die Haftlingshilfestiftung. Es gibt ja jetzt schon nach
den Richtlinien, die vom Bundesinnenministerium herausgegeben worden sind, die
Mdglichkeit, viele Betroffene einzubeziehen. Die unterschiedliche Auslegung in den
Landern fUhrt naturlich dazu, dass diese Opfer, Vergewaltigungsopfer oder in
anderer Weise geschadigte Opfer aus den Vertreibungsgebieten, dass die nicht
anerkannt werden. Und wenn die jetzt mit einbezogen werden in diese Regelungen
im Rahmen der Aufstockung der Haftlingshilfestiftung, wenn das noch prazisiert wird,
dann ware das flur diesen Kreis, der ja auch noch zahlenmafig Uberschaubar ist,

eine besondere Starkung.

Andrea Astrid VoRhoff (CDU/CSU): Ich darf meine Frage etwas prazisieren, denn sie

geht in eine andere Richtung. Wenn Sie jetzt den Gesetzentwurf nehmen, so wie er
ist, dann ist ja dort definiert, wer in den Kreis der besonderen Zuwendung kommen
soll, die Voraussetzungen dafur, die auf § 18 StrRehaG verweisen etc. Und da war
meine Frage, ob innerhalb der Gruppe derjenigen, die nach den bisherigen
Anspruchsgrundlagen die besondere Zuwendung erhalten wirden, ob es innerhalb
dieser Gruppe aus lhrer Sicht eine Art von Ungerechtigkeit gibt? Das ist immer
subjektiv definiert, das weil ich. Ich will es erklaren: Es gibt ja auch durch
UbermaRurteile, sage ich mal, Rehabilitierte, bei denen man sagt, ist das politische
Verfolgung im Sinne von Einsatz flir Freiheit und Demokratie und Widerstand? Gibt
es da aus lhrer Sicht heraus Erkenntnisse, dass eine Ungleichbehandlung dieser
Opfergruppe provoziert wurde? Unabhangig von der Frage, ob wir andere Gruppen,

die jetzt ausgeschlossen sind, nicht mit einbeziehen mussten?

SVe Heike Schrade: So wurde ich das ad hoc nicht sagen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Jetzt Herr Pauly auf die Fragen der

Kollegen Hacker, Wieland und Meckel.

SV Jurgen Pauly: Vielen Dank. Zunachst auf die Frage von Herrn Hacker nach dem

neuen Weg, den der Gesetzgeber hier beschreiten wirde, ob die Gewahrung
laufender Beihilfe, einer laufender Zahlung fir den Schaden am Rechtsgut Freiheit

ein Systembruch ware. Es ist in Tat so, dass wir hier auf der einen Seite etwas vdllig



34

Neues kreieren, das gibt es in der Entschadigungsregelung flur NS-Opfer in der
Regel nicht. Was es gibt, ist eben im Artikel-2-Fonds dieses Anknupfen an bestimmte
Hafttatbestdande. Das muss man aber als historisch gewachsen sehen. Also
Ausgangspunkt der Artikel-2-Fondsregelung ist ja der Entschadigungsfonds flr
Verfolgte aus dem Jahre 1980, der auch im Artikel-2-Abkommen fortgefihrt wird. Der
sah unter dem Stichwort ,vergessene Opfer” fur Schwerstverfolgte, die
Gesundheitsschaden, schwere Gesundheitsschaden erlitten haben und aufgrund der
formellen  Kriterien, sprich Versdumnis von Antragsfristen etc., nicht
anspruchsberechtigt sind und keine Leistungen mehr bekommen kdénnen,
Entschadigungen vor. Die Antragsfristen nach dem BEG-Schlussgesetz sind ja
bekanntlich spatestens mit Ablauf des 31.12.1969 endglltig ausgelaufen.
Wiedereinsetzungsantrage sind nicht maodglich, so dass hier neue Regelungen
gefunden werden mussten. Vor diesem Hintergrund, wo man also im Prinzip einen
Gesundheitsschaden im Auge hatte, hat man das Artikel-2-Abkommen verhandelt.
Herausgekommen ist ein pragmatischer Ansatz, der die konkrete Prufung des
Gesundheitsschadens entfallen lasst. Man hat den quasi unwiderlegbar vermutet, er
ist aber auch nicht anderweitig nachweisbar. Man hat hier nicht den Haftschaden
zusatzlich, oder Uberhaupt entschadigen wollen, sondern Hintergrund ist immer noch

der Gesundheitsschaden.

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Pauly, ich habe das auch verstanden und auch

gelesen, was Sie hier ausgearbeitet haben. Meine zugespitzte Frage ist die, die
Artikel-2-Fonds-LOsung erfasst doch, oder irre ich da, nur die Gruppe der NS-Opfer
judischer Abstammung? Gibt es also, wenn wir diese Regelung ubernehmen, dann
die Situation, dass wir fir NS-Opfer nicht judischer Abstammung in Deutschland eine

adaquate Regelung nicht haben?

SV Jurgen Pauly: Gerade dieser Bereich der ,vergessenen Opfer® ist ja sehr

vielfaltig. Aber flr diesen Personenkreis haben die Lander Regelungsbedarf gesehen
und in neun der elf alten Bundeslander gibt es eine Entschadigung entsprechend der
Entschadigungsregelungen. Die sind in der Regel auf ausfuhrungsgesetzlicher
Grundlage ergangen. Hier hat man zunachst einmal, das kann man so als Konsens
zu Grunde legen, auch diese Opfergruppe im Auge gehabt, flr die man erganzende

Leistungen ausbringen will. Also, man hat im Auge gehabt die Personengruppe:
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schwere Gesundheitsschaden, bislang keine oder nur eine geringe Entschadigung
erhalten. Dann kam naturlich aus Sicht der Lander als begrenzendes Kriterium dazu,
dass man diese Leistungen als Land naturlich auch nur ,Landeskindern gewahren
wollte. Man hat also Wohnsitzvoraussetzungen geschaffen, und zum Teil, um
bestimmte Umzugsgestaltungen von vornherein auszuschlielen, hat man
Stichtagsregelungen etwas weiter zurlckgelegt. Es ist also zum Teil wirklich
erforderlich, dass man mehrere Jahre in einem Bundesland den Wohnsitz gehabt
haben muss, bevor man dort Hartefondsleistungen bekommen kann. Und hier hat
man daruber hinaus den Kreis der Opfer, der im § 1 des Entschadigungsgesetzes ja
sehr eng geregelt worden ist — da hat man nur bestimmte Personengruppen
zugelassen, namlich rassisch Verfolgte, Verfolgte aufgrund der politischen
Weltanschauung, aus Grunden der Religion — gedffnet, und hat in den Hartefonds in
der Regel auch weitere Opfer mit aufgenommen. Insofern gibt es flr diesen
Personenkreis, vor allen Dingen soweit er in Deutschland wohnhaft ist, in den
Landern weitreichende Regelungen. Daneben gibt es fur bestimmte Fallgestaltungen
Bundesfonds. Also, da wurden wir sicherlich keine Ungerechtigkeiten schaffen, wenn

man dem Artikel-2-Fonds folgt. Habe ich nun so die Frage beantwortet?

Beatrix Philipp (CDU/CSU): D. h. nach dem Fonds werden nicht nur Opfer judischer

Abstammung entschadigt?

SV Jurgen Pauly: Doch, der Artikel-2-Fonds ist ausschliel3lich gedacht fir jludische

Verfolgungsopfer. Das sieht man schon daran, dass er von der Jewish-Claims-
Conference verwaltet wird, und dass diese Organisation Uber Antrage nichtjudischer
Opfer entscheiden sollte, das ware sachfremd. Bei der Entstehungsgeschichte der
Entschadigungsgesetzgebung flir NS-Opfer hatte die Bundesrepublik damals zwei
grol3e Verhandlungspartner: Das war einmal der Staat Israel; und auf der anderen
Seite konnte der Staat Israel naturlich nur fur diejenigen NS-Opfer verhandeln, die
auch dessen Staatsangehdrige waren, d. h. die restlichen judischen
Verfolgungsopfer mussten anderweitig vertreten werden, und da hat sich die Jewish-
Claims-Conference als Dachorganisation von einer Vielzahl von judischen
Verfolgtenorganisationen als Verhandlungspartner gefunden und diesen Part

ubernommen. Daraus resultierte, dass die Verwaltung dieser Artikel-2-Fonds-



36

Regelung in die Hande der Jewish-Claims-Conference gegeben worden ist, flr den

Personenkreis judischer Opfer.

Eine weitere Frage betraf die Behandlung der Tater bzw. Tater-Opfer-Vergleich, der
immer wieder im Raum steht, und ob es hierzu verfassungsrechtliche Vorgaben
abzuleiten gibt, wie man da einen Ausgleich zwischen Tater und Opfer schaffen kann
oder muss? Dazu muss man zunachst einmal sagen, dass der Vergleich insofern
etwas schief liegt, als hier auf der einen Seite sozialversicherungsrechtliche
Rentenregelungen verglichen werden mit Entschadigungsregelungen flur die Opfer
der SED-Herrschaft. Diese Differenzierung ist vielleicht fur die Betroffenen etwas
schwer und spitzfindig, aber es fuhrt dazu, dass man als Vergleichsgruppe fur den
Personenkreis der ,Tater” nicht etwa die Opfer heranziehen muss, sondern als
Vergleichsgruppe muss man heranziehen die Versichertengemeinschaft in der
gesetzlichen Rentenversicherung, denn im Verhaltnis zu dieser Personengruppe, der
sie ja nun zugeordnet werden, sind moglicherweise  bestehende
Ungleichbehandlungen zu bewerten. Auch im Hinblick darauf ergeben sich ggf.
Forderungen nach einem Ausgleich, wobei auf der anderen Seite natirlich zwingend
zu beachten ist, was das Bundesverfassungsgericht hierzu ausgefiihrt hat, dass man
erworbene Rentenanwartschaften mit eigentumsahnlicher Garantie entsprechend zu
behandeln hat, und nur unter bestimmten Voraussetzungen abandern kann. Das sind
die Vorgaben flir den Gesetzgeber. Inwieweit da im Detail Regelungen maoglich sind,
das ist sicherlich auch eine Sache des gesetzgeberischen Spielraums, ob man hier
noch einmal nachfasst, versucht, noch mal nachzubessern und eine Absenkung

herbeizuflhren.

Wolfgang Wieland (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Meine Frage ging eher dahin, ob
die Verfassung uns verpflichtet, die Opfergruppe NS-Geschadigte und die

Opfergruppe Geschadigte-SED-Willkurherrschaft als Gruppe gleich zu behandeln,
sei es insgesamt, sei es im Detail und, ich sage das auch vor dem Hintergrund, das
haben Sie selber gesagt, dass wir in den Landern zum Teil Regelungen haben, die
klare Anerkennungsregelungen sind, die diese, was hier jetzt Opferpension genannt
wird, fir NS-Opfer schon haben? Berliner Beispiel, Sie kennen moglicher Weise
noch andere Beispiele, und da geht es nicht nur um jlidische Verfolgte, da geht es

insgesamt um politisch, rassisch, religids Verfolgte.
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SV__Jurgen Pauly: Also, verfassungsrechtliche Vorgaben einer absoluten

Gleichbehandlung fur die verschiedenen Opfergruppen kann man sicherlich nicht
herleiten. Es wird auch in der Praxis nicht moglich sein. Wenn man sich mal die
Entstehungsgeschichte der Entschadigungsregelungen fir die NS-Opfer ansieht,
dann sieht man, dass Uber viele Jahrzehnte das Grundwerk nachgebessert worden
ist, und das nicht ohne Grund, weil die Schadenstatbestande so komplex sind, dass
man sie eben nicht mit einem besonders gut gemachten Gesetz endgultig in den
Griff bekommen hat. Ich denke, das ist eine Situation, mit der man auch im Bereich
der SED-Opferentschadigung wird leben mussen, dass man nicht den groRen Wurf
machen kann, sondern dass man sich darauf einstellen muss, uber Jahre und
Jahrzehnte immer wieder auftretende Regelungslicken noch mal neu anzugehen
und zu schlieBen. Insofern ist es auch ganz schwierig, heute zu fordern, die
Gesetzgebung im Bereich der SED-Opfer, in diesem oder in jedem konkreten Punkt
genau anzugleichen an das, was Entschadigungsregelungen fur NS-Opfer
beinhalten. Denn hier hat man, wie gesagt, im Endeffekt ein Stuckwerk aus
Einzelregelungen, das einem Ziel dient, namlich eine moglichst gerechte
Entschadigung dieses Opferkreises herzustellen, und das tber Jahre und Jahrzehnte
gewachsen ist, und das kann man nicht so eins zu eins ubertragen, zumal ja jetzt die
Grundsteine zum Teil schon in andere Richtungen gelegt worden sind. Man muss,
soweit man verfassungsrechtliche Dinge hier heranziehen will, sagen, es gibt
irgendwo Grenzen. Wenn der Gleichhaltsgrundsatz verletzt wird, wenn also hier
gravierende VerstoRe gegen Gleichbehandlungsregelungen vorkommen, dann gibt
es sicherlich Probleme. Die gibt es aber in der Praxis auch schon vorher, namlich
bereits dann, wenn bestimmte Opfergruppen meinen, dass andere bevorzugt
werden, auch dann kriegen wir diese Probleme auf den Tisch, indem man mit
Folgeforderungen rechnen muss. Insofern denke ich, nicht nur aus rein theoretisch
rechtssystematischer Sicht, sondern auch aus ganz pragmatischer Sicht sollte man

hier den Vergleich nicht aus dem Auge verlieren, und sich daran orientieren.

Zur Dritten Frage: Welche Grinde gibt es, dass bei NS-Opfern eine Verknupfung von

Haft- und Gesundheitsschaden erfolgt? Das war, glaube ich, die Frage.
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Markus Meckel (SPD): Die Frage war: Da es in der Praxis diese, von Ilhnen vorher

beschriebene Annahme gab, dass Gesundheitsschaden - nicht Haftschaden - auch
ohne direkten Nachweis bei NS-Opfern entsprechend entschadigt werden kdnnen,
gibt es sachliche Griinde, etwas vergleichbares flr Opfer des Kommunismus nicht zu

tun?

SV Jurgen Pauly: Sie sprechen jetzt gezielt auf die Artikel-2-Fondsregelung an,

oder?

Markus Meckel (SPD): Die Beweislast bzw. Annahme, die berechtigte Annahme,

dass gesundheitliche Schaden aus der Haft stammen, ohne dass die im Einzelnen

nachgewiesen werden mussen.

SV Jurgen Pauly: Sie sprechen von der Beweislastregelung in Artikel 31 Absatz 2.

Man muss diese Vorschriff im  Regelungswerk, im System der
Entschadigungsregelungen fur NS-Opfer sehen, und ich habe in meinen
Darlegungen versucht aufzuzeigen, dass wir es hier im Entschadigungssystem fur
NS-Opfer mit einer absoluten Ausnahmevorschrift zu tun haben, die auf der einen
Seite einen ganz, ganz, eng umschriebenen Personenkreis, namlich der
KZ-Haftopfer mit mindestens einem Jahr KZ-Haft, im Auge hat, wo auch keine
Analogien moglich waren, wo man also nicht Uber vergleichende Wertbetrachtungen
zusatzliche Opfer mit aufnehmen konnte. Und auf der anderen Seite muss man auch
sehen, dass diese Ausnahmesituation sich widerspiegelt in den Statistiken. Wir
haben rund 3 % der laufenden Gesundheitsschadenrenten nach dem
Bundesentschadigungsgesetz auf der Grundlage dieser Vermutungsregelung
gewahrt. D. h. also hier ist eine absolute Ausnahmevorschrift fur eine ganz
besonders behandelte Personengruppe, die in ihrer Wirkung eben gerade vom
Gesetzgeber fur die NS-Opfer nicht verallgemeinert worden ist. Und ich denke, das
muss man respektieren. Wenn man jetzt auf Seiten der SED-Opfer eine solche
Ausnahmevorschrift in einem Opferbereich als Regelvorschrift fur die gesamte
Opfergruppe macht, dann liegen die Ungerechtigkeiten auf der Hand, dass man hier
also wirklich mit einer im Ergebnis ja sehr weitreichenden Auswirkung dieser
Regelung doch auf der einen Seite etwas Gutes tut flr die eine Opfergruppe, auf der

anderen Seite aber eine starke Ungleichbehandlung begriindet.
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Markus Meckel (SPD): Heil3t das, dass Sie der Meinung sind, dass fur ein KZ-Opfer,

fur das diese Vermutungsregelung ja gemacht worden ist, und wo es auch nahe liegt,

dass man nach langer Zeit die gesundheitlichen Schaden nicht mehr direkt
nachweisen kann, dass es dort gilt, aber dass der Nachweis fur Opfer eines
stalinistischen Gefangnislagers der Nachweis immer notig ist, oder ist es eine Frage

der politischen Bewertung im Vergleich der beiden Gruppen?

SV Jurgen Pauly: Weder noch. Es ist nach meiner Auffassung eine Frage der

rechtlichen Wuirdigung.

Markus Meckel (SPD): Was hat das Recht jetzt mit der Nachwelt zu tun?

SV Jurgen Pauly: Es ist die Frage, ob ich eine Ausnahmevorschrift aus einem

Regelungsbereich einfach nehmen kann, rauslosen, und in einen vollig anderen

Regelungsbereich einfluhre, aber dann verallgemeinernd einsetze.

Markus Meckel (SPD): Also, die Verursachungsvermutung beim KZ-Opfer ware eine

Regelung, die nicht vergleichbar ware, auch rechtlich nicht nachvollziehbar ware.
Wenn man beim KZ-Opfer annimmt, dass eine gesundheitliche Spatfolge verursacht
ist, ware dann bei jemandem, der bei Stalin in einem Straflager im sibirischen
Workuta oder in Bautzen gesessen hat, das dann nicht anzunehmen, weil da der

Korper anders funktionierte?

SV Jurgen Pauly: Sie versuchen hier eine Vergleichsgrundlage herzustellen, die ich

so nicht zu Grunde gelegt habe. Der Punkt ist der: Wir haben als Vergleichsgruppe
die NS-Opfer, dieses Regelungssystem muss man sich anschauen, und da haben
wir eine Sonderregelung, eine strenge Ausnahmeregelung mit einer
Beweislasterleichterung fur einen ganz kleinen Ausschnitt aus dieser Opfergruppe.
Im Gegensatz dazu ist die ganz grofle Masse, namlich 97 % der Ubrigen BEG-
Rentenempfanger, eben nicht in den Genuss dieser Regelung gekommen, und
wahrscheinlich noch viele andere auch, die eben die allgemeinen Kriterien nicht
erfullt haben, und entsprechend Rentenantrage deswegen gar nicht gestellt haben,

oder die abgelehnt worden sind. Diese Differenzierung ist vorgenommen innerhalb
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der Gruppe der NS-Opfer, indem man gesagt hat, KZ-Haft ist etwas
AuBergewohnliches, was wir anders behandeln wollen, als jeden anderen
Hafttatbestand. Und es ist zweifelsfrei, dass wir in bestimmten Ghettos Zustande
hatten, Lebensbedingungen hatten, die zum Teil wesentlich schwieriger und
schlimmer waren als in Konzentrationslagern; gleichwohl st diese
Ausnahmeregelung so durchgehalten worden. Deswegen kann man sie jetzt nicht
einfach rausnehmen und daraus verallgemeinernde Erleichterungen fur andere
Opfergruppen machen. Es ist eine reine Argumentation aus der Sonderfunktion

dieser Vorschrift.

Markus Meckel (SPD): Kann es sein, dass hinter dieser Sonderregelung vielleicht
doch politische Fragen standen? Wir haben ja andere Vergleiche. Bei der Artikel-2-
Fondsregelung muss man sagen, hier sind es dann judische Opfer - und alle

anderen Opfer, die Vergleichbares erlitten haben, hat man auch nicht bertcksichtigt.

SV Jurgen Pauly: Also, ich bin nicht derjenige, der diese Vertrage und Abkommen

verhandelt hat, das zu interpretieren Uberlasse ich gerne lhnen. Ich kann Ihnen nur

das sagen, was ich weil}.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank. Jetzt Frau Neubert auf die

Fragen der Kollegen Wieland und Leutheusser-Schnarrenberger.

SVe Hildigund Neubert: Herr Wieland, kurz zur Bewertung des Gesetzentwurfs der
PDS. Also es ist in vieler Hinsicht halt ein typischer Oppositionsgesetzentwurf, der
dann auch gerne sehr starke Worte gebraucht, aber an mancher Stelle ist er in sich
nicht schltssig. So wird z. B. im § 2 die politische Verfolgung definiert und da wird
zwar eigentlich auf die bestehenden Rehabilitierungsgesetze zurtckgegriffen, aber
dann heillt es jedes Mal ,der Rehabilitierungsbescheid“ und dann noch ,soweit
gleichzeitig weitere staatliche oder staatlich gelenkte Malnahmen gegen ihn
durchgefuhrt wurden. Da kommt fir mich so ein Misstrauen gegen bestehende
Behordenentscheidungen durch. Das kommt beim Verwaltungsrechtlichen und
Beruflichen Rehabilitierungsgesetz vor. Dann kommt ein weiterer, der Absatz 2, und
da geht man dann sogar dahinter wieder zurick und sagt, einerseits sind ja wieder

nur die Rehabilitierungsbescheide relevant, aber andernfalls, falls man halt keinen
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Rehabilitierungsbescheid hat, sind die Voraussetzungen fir die Leistungsgewahrung
glaubhaft zu machen. Und da wird es dann ganzlich schwammig, was heil3t das?
Wer macht da wem was glaubhaft? Wer soll das prufen? Da wird dann auch das
Verfahren sehr unklar und sehr schwammig und das ist immer etwas, was zu Lasten
der Opfer geht und womit sie sehr viele schlechte Erfahrungen gemacht haben.
Dann wird naturlich auch der hohe Betrag gefordert und dann gibt es im § 6 z. B.
noch eine uble Falle. Da wird festgelegt, dass fur die Entscheidungen und fur die
Auszahlung nach diesem Entwurf die Behdrden des Landes zustandig sind, in
dessen Gebiet nach dem Stand vom 3. Oktober 1990 die MalRhahme ergangen ist.
Und dann werden auch noch die Prozente schlechter verteilt, der Bund tragt dann
nur noch 60 von 100 und das wurde heilden, dass die gesamte Last des
Landeranteils aus diesem Gesetz auf den Ostlichen Bundeslandern hangen bleibt
und ich hoére dann schon wieder von den Sonderbelastungen fir den Osten reden.
Das gefallt mir alles nicht. Die Opfer waren auch nicht so furchtbar gespannt auf die
Hilfe, die von der Seite der PDS kommt, und ich habe mit diesem Satz in meinem
Statement auch ein bisschen wiedergegeben, was mir von den Opferverbanden
gesagt worden ist. Die haben dann, das habe ich nun nicht reingeschrieben, gesagt,
na ja, dann soll doch mal die Partei ihr gesamtes Vermoégen zur Verfugung stellen

und dann ware die Opferrente schon finanziert.

Zu der Frage von Frau Leutheusser-Schnarrenberger. Dass bestimmte
Verfolgungszeiten Voraussetzung sein sollen fur diese Leistungen, davon war von
Anfang an die Rede. Das war auch schon in dem Gesetzentwurf von Gunter Nooke
so, der damals ja auch in der Opposition war. Dafir kann man sicher auch
Begrindungen finden. Wenn man jetzt aber so eine Kombination wahlt aus Haftzeit
und Nichthaftzeiten, dann wirde man ja auch sehr weite Verfolgtengruppen
erfassen. Wir haben mit unserer Stellungnahme diese kleine Tabelle mitgeliefert,
Verteilung nach Haftmonaten in Thuringen, die wohl auch fur alle anderen Lander
reprasentativ ist. Da wird deutlich, dass gerade in dieser Gruppe ,sieben bis zwolf
Monate Haftzeit sehr viele Betroffene sind, fast 30 %. Das hangt damit zusammen,
dass in den 70er und 80er Jahren sehr viele politische Delikte mit Ausreisesachen
verbunden waren, die Strafen auch schon nicht mehr so hoch, mit so vielen Jahren
ausgesprochen wurden und oft schon in dieser Zeit der Freikauf erfolgte, weil die

DDR Devisen brauchte und ja massenhaft Leute eigentlich nur aus diesem Grunde
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dann inhaftiert hatte, die sich halt irgendeine Kleinigkeit hatten zuschulden kommen
lassen. Das ist gerade diese Gruppe zwischen sieben und zwdlf Monaten. Und wenn
Sie dann weitersehen, bis zwei Jahre sind das Uber 50 %. Uber 50 % haben
zwischen sieben Monaten und zwei Jahren. Das sind diese relativ kurzen Haftzeiten
der 80er Jahre. Aber in dieser Zeit war es dann eben auch so, dass die
Untersuchungshaftzeit eine besonders belastende Zeit war. Herr Schuler hat schon
gesagt, in den 50er Jahren waren vor allem die Brutalitaten, auch vor allem in den
40er Jahren, sehr grof3. Die Haftlinge haben an Hunger und Krankheiten gelitten und
es gab viel Prlgel usw., aber in den 60er und 70er Jahren wurden eben diese
verfeinerten psychologischen Methoden entwickelt. Wenn man sich heute
z. B. Bucher nimmt von Antifolterkampagnen, die heute gegen moderne
Foltermethoden protestieren, dann denkt man, man liest das Handbuch der
Staatssicherheit. Man liest das, was einem die Haftlinge aus den 70er und 80er
Jahren erzahlen. Das hat eben grofdtenteils, gerade in diesen ersten sechs bis neun
Monaten, wie eben die Untersuchungshaft dauerte, stattgefunden. Und wenn heute
die Betroffenen uber psychische Folgeschaden klagen, dann sind die in der Regel
aus dieser ersten Haftzeit bedingt, wahrend korperliche Gesundheitsschaden in den
70er und 80er Jahren eher aus der Zeit der Zwangsarbeit in der Strafhaft herrthren.
Das ist also ganz charakteristisch. Auf der anderen Seite beobachten wir aber, dass
eben doch ein sehr hoher Prozentsatz von ehemaligen politischen Haftlingen
tatsachlich an gesundheitlichen Folgeschaden leidet, aber aufgrund der Unkenntnis
der Gutachter, aufgrund falscher Voraussetzungen diese Anerkennung nicht
bekommen. Daher kommt das Anliegen, doch eine gesetzliche Vermutung fur
Folgeschaden einzufiuhren. Dass man das fur andere Verfolgtengruppen nicht
gemacht hat, muss ja nun nicht dazu fihren, dass wir denselben Fehler wiederholen
und auch hier wieder darauf verzichten. Es gibt inzwischen ganze wissenschaftliche
Studien daruber, dass durch diese komplizierten Verfahren die Betroffenen
retraumatisiert werden. Das wird richtig als Fachbegriff verwendet, eine sekundare
Traumatisierung durch diese Verfahren, die die Opfer im Kreis rennen lassen und
dazu fuhren, dass eine weitere psychische Schadigung auf die schon vorhandene
psychische Schadigung draufgesattelt wird. Das wird eben auch u. a. durch dieses

vorgeschlagene halbjahrliche Beantragungsverfahren noch mal verstarkt.
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Aus dem gleichen Grund auch diese Forderung ,Sockel plus Zuschlag®. Einmal
wulrde das bedeuten, es gibt die Chance fur alle, die durch diese Muhle gegangen
sind, diesen Sockel zu beantragen. Ich habe ja vorgeschlagen, fur die ohne Haft
Verfolgten 24 Monate anzunehmen, das wirde aber z. B. auch fir alle zutreffen, die
kirzere Haftzeiten gehabt haben. Oder wir kennen Falle aus den
Oppositionsbiografien, die jedes Jahr zum 1. Mai zugefuhrt wurden, fur drei Tage
weggesperrt und dann wieder freigelassen oder zum 7. Oktober oder wenn in Berlin
Pfingsttreffen war, die also nicht auf ein halbes Jahr kommen, aber immer wieder mit
Haft verfolgt worden sind. In der Regel sind solche Sachen dann auch verbunden mit
weiteren VerfolgungsmalRnahmen im Beruf, in der Schule, im Studium usw. So dass
man da sagen konnte, wir hatten diese Leute da praktisch miterfasst, wenn wir die
beruflich Verfolgten und die verfolgten Schuler mit reinnehmen. Deswegen, also um
da eben auch eine breite Beteiligung zu ermdglichen, ware es mir wichtig, dass man
da einen Sockelbetrag nimmt, der dann eben wirklich dazu flhrt, dass viele
einbezogen werden. Bei dem Aufschlag geht es schlicht um die Losung personlicher
Probleme. Eben diese 650 Euro Rente fur eine Krankenschwester, die einfach nichts
Besseres werden durfte lebenslang, das ist beschamend und das sollten wir nicht
machen. Man kann aber dann sagen, wenn wir davon ausgehen, dass jeder einen
Sockelbetrag bekommt, dann kdnnen wir naturlich an die Bedurftigkeit scharfere oder
sagen wir, normale Kriterien anlegen, die auch anderswo Anwendung finden, eben
z. B. bei der Haftlingshilfestiftung. Das hatte auch den besonderen Reiz, dass man
da Hartefallregelungen ermoglichen kann. Also die Haftlingshilfestiftung kennt das
Instrument des Hartefalls, wo Leute ein bisschen Uber dieser Einkommensgrenze
liegen und wenn eine besondere Belastung eintritt, eine besondere
Krankheitsverschlimmerung oder ein altersbedingter Umbau der Wohnung nétig ist
oder irgendso etwas, dann kann die Haftlingshilfestiftung Uber diese Grenze hinaus
trotzdem eine Hilfe leisten. So etwas ware wirklich eine ganz wichtige Sache. Damit

habe ich auch schon etwas zu den Bedurftigkeitskriterien gesagt.

Vielleicht noch mal zu der Frage Gleichbehandlung von NS- und SED-Opfern. Ich
finde, das ist ein sehr gefahrliches politisches Argument. Einmal unterstellt es ja den
Opfern des Kommunismus, sie wollten sich besser behandelt sehen als die
NS-Opfer, was einfach nicht stimmt. Ich beobachte in der Beratungstatigkeit da eher

eine grofRe Solidaritat, dass man sagt, die sind auch lange ungerecht behandelt
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worden und wir wollen, dass es denen gut geht. Aber auf der anderen Seite muss
man eben einfach sehen, dass Workuta auch nicht lustiger war als Buchenwald vor
1945 und Buchenwald nach 1945 auch nicht viel schéner als Buchenwald vor 1945.
Und da jetzt Unterschiede zu machen aufgrund von Fehlern in der Vergangenheit,
finde ich schadlich. Diese Entschadigungsregelungen, auf die hier Bezug genommen
wird, sind wirklich der Teil eines kleinen Systems. Und wir sollten dann schon diese
Regelungen nebeneinander halten und da wird das Ergebnis dann doch relativ

eindeutig sein.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank Frau Neubert. Jetzt Herr Dr.

Knabe auf die Fragen der Kollegen Wieland und Leutheusser-Schnarrenberger.

SV _Dr. Hubertus Knabe: Herr Vorsitzender, Herr Wieland hat gefragt nach

belastbaren Zahlen fir die Anerkennung von Haftfolgeschaden oder auch
Nichtanerkennung von Haftfolgeschaden und nach den Folgen fur die Betroffenen.
Das Problem ist ja nicht neu. Als die frGhere Bundesregierung Uber Verbesserungen
der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze Beschllsse gefasst hat, wurde das damals ja
schon angefihrt, dass die Regelungen im 1. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz
weitgehend wirkungslos geblieben sind. Damals wurde gesagt, dass eine Losung auf
untergesetzlichem Wege gesucht werden sollte, das hat aber offenkundig nicht
funktioniert. Es liegen Zahlen aus verschiedenen Bundeslandern vor, z. B.
Mecklenburg-Vorpommern, dort wird die Zahl der Geschadigten auf 25.000
geschatzt, 742 haben einen Antrag gestellt, von denen sind wiederum 94 anerkannt
worden. Also eine Quote von etwas mehr als 10 % in diesem Fall. Das hangt auch
ein bisschen davon ab, manche Bundeslander haben sich bemuht, an den Verfahren
etwas zu andern. In Tharingen, glaube ich, sind die Zahlen inzwischen besser als
frGher. Vielleicht sollte man noch einmal fragen, woran das eigentlich liegt. Und hier,
glaube ich, ist zunachst einmal das Verfahren von Belang, namlich dass die
Betroffenen, wie es im Gesetz heildt, die Wahrscheinlichkeit des ursachlichen
Zusammenhanges nachweisen mussen. Da die Betroffenen in der Regel nach der
Haftentlassung keine Bescheinigung Uber die dadurch erlittenen Schaden erlangen
konnten, mussen sie das praktisch im Nachhinein machen, nach vielen Jahrzehnten.
Und das ist eben sehr schwierig nachzuweisen, zumal wenn das Verfahren so

durchgefuhrt wird, wie es in vielen Bundeslandern der Fall ist. Namlich dass ein
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Gutachter, ein Arzt, der sich mit diesen Schadigungen nicht naher befasst hat, damit
beauftragt wird. In der Praxis lauft es oft so, dass 20 % Erwerbsminderung
haftfolgebedingt anerkannt werden. Das ist aber zuwenig, um in den Genuss der
entsprechenden Versorgung zu kommen und fur den Betroffenen bleibt es eben
dabei, dass er de facto unter dem Strich nichts bekommt und keinen Zuschuss zum
Lebensunterhalt erhalt. Der zweite Grund dafur ist, dass der Charakter der Schaden
auch schwer feststellbar ist. Es handelt sich namlich im Regelfall nicht um
korperliche Schaden, sondern um das so genannte posttraumatische
Belastungssyndrom. Es gibt da eine Studie des Hannah-Arendt-Instituts, wo
festgestellt wird, dass 70 % der Inhaftierten tUber psychische Schaden klagen, 45 %
uber physische Schaden. Und eine Studie aus Mecklenburg-Vorpommern hat hier
noch einmal deutlich gemacht, was das fur Schadigungen sind: Alptraume,
Angstzustande, Depressionen und eben Dinge, die man nicht ohne weiteres
monokausal auf eine Haft zurlckfihren kann, jedenfalls den Nachweis dazu zu
fuhren ist auferordentlich schwierig. Wie Frau Neubert gerade schon gesagt hat,
fuhrt gerade diese Praxis des Verfahrens, die dann im Regelfall zu einer Ablehnung
fuhrt, sogar obendrein noch zu einer sekundaren Traumatisierung. Da namlich bei
den Betroffenen, wenn sie das alles hinter sich gebracht haben und der Antrag
abgelehnt worden ist, sich diese Angstzustande und diese Depressionen erst recht
verstarken. Ich glaube deshalb, dass hier die Regelung des
Bundesentschadigungsgesetzes in der Tat eine praktikable und gute Lésung ware.
Wenn ich in den Debatten vorhin gehoért habe, dass man die Qualitatsstufen von
Haftorten jetzt beginnt zu unterscheiden - ich halte das fur ziemlich deplaziert und
manchmal geradezu zynisch. Dann koénnte man auch darauf hinweisen, dass die
Chance, z. B. in Buchenwald zu Uberleben, nach 1945 geringer war als vor 1945. Ich
glaube, da kommen wir in sehr komplizierte und unangemessene Diskussionen,
zumal wenn man bedenkt, dass schon damals die Grunde fur diese Einschrankung

auf Konzentrationslager im Wesentlichen finanzieller Natur waren.

Frau Leutheusser-Schnarrenberger hat gefragt nach den Eingangsvoraussetzungen
fur den Erhalt der Opferrente wie sie jetzt vorgeschlagen worden sind, sechs Monate
Haft, wer wird ausgeschlossen. Frau Neubert hat ja schon darauf hingewiesen, dass
die Kurzstrafer, wenn man sie so nennen will, hier ausgeschlossen sind. Aber, und

auch das muss man sich, glaube ich, noch einmal vor Augen fiihren, praktisch alle
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prominenten Burgerrechtler, die dieses Regime gesturzt haben, waren, wenn sie
denn in einer schwierigen Lage sich befanden, ausgeschlossen von Leistungen
dieser Art, weil sie in der Regel nicht in Haft genommen worden sind. Barbel Bohley
z. B. sal} sechs Wochen in Hohenschdnhausen, ware nicht antragsberechtigt,
obwohl sie jahrelang vom Staatssicherheitsdienst verfolgt worden ist. Ich glaube, das
ware auch, wenn man das mal als Beobachter werten wurde, eine merkwurdige
Regelung, wenn gerade die Protagonisten der friedlichen Revolution hier durch die
entsprechende Regelung automatisch ausgeschlossen werden. Aber vielleicht viel
wichtiger noch als diese Fallgruppe ist, dass der alltagliche Widerstand, der
Widerstand des kleinen Mannes, der anstandig geblieben ist, praktisch von einer
Entschadigung hier ausgeschlossen ist fur die dadurch erlittenen Folgen. Herr Schult
hat ja, finde ich, sehr beeindruckende Beispiele genannt dieser Schulerin und der
zynischen Begrindung, warum sie nicht Abitur machen durfte. Und gerade dieser
Widerstand ist eben hier praktisch ausgeschlossen von einer entsprechenden
Entschadigungsregelung. Deswegen hat es im 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz
aus gutem Grunde eine Regelung auch fur berufliche Verfolgung gegeben. Dort ist
festgelegt worden, wer drei Jahre beruflich verfolgt wurde, hat einen Anspruch auf
bestimmte Leistungen. Allerdings, das hatte ich eingangs schon gesagt, ist gerade
dieses Gesetz sehr stark unter finanziellen Gesichtspunkten gemacht worden. Es ist
ein sehr eingeschranktes Leistungsgesetz. und einer der gravierenden Unterschiede
zur NS-Entschadigung ist, dass hier nur die absteigende Benachteiligung entschadigt
wird, aber nicht die aufsteigende Benachteiligung; das sind nicht meine Begriffe,
sondern das haben sich die ausgedacht, die mit diesen Dingen beruflich befasst
sind. D. h. wenn jemand Karriere gemacht hatte in der DDR und dann seine Position
verlor aus politischen Griinden, dann hat er Anspriiche auf Hilfe, aber wenn er erst
gar nicht zugelassen worden ist zum Abitur, zum Studium oder zu einer Professur,
dann geht er leer aus. Bei den NS-Opfern gibt es ja in lhren Reihen sozusagen ein
prominentes Beispiel, namlich den frUheren Bundestagsprasidenten Gerstenmaier,
der, weil er eine Theologieprofessur nicht antreten durfte, in den 60er Jahren schon
eine Viertel Milion DM bekommen hat fur diese Behinderung im beruflichen
Fortkommen. Ahnliche Regelungen gibt es fir SED-Opfer nicht. Ein anderer
Unterschied zu NS-Verfolgten ist, dass auch das damals vorgesehene
Ruckkehrrecht auf den alten Arbeitsplatz nicht fir SED-Opfer vorgesehen ist. Man

muss sich, glaube ich, bei diesem Aspekt immer vor Augen halten, dass man hier
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nicht Apfel und Birnen miteinander vergleichen darf, sondern die Besonderheit der
SED-Diktatur fur mich vor allem in der langen Dauer besteht. Und diese lange Dauer
bedeutet auch ein sehr gravierender Einschnitt fur die Erwerbsbiographien. Wenn ich
40 Jahre in einer Diktatur nichts werden konnte, sind die Folgen naturlich viel groRer,
als wenn ich nur funf Jahre lang von meiner Berufstatigkeit ausgeschlossen worden
bin. Und diese lange Dauer, glaube ich, muss man bei einer entsprechenden
Regelung berucksichtigen. Hinzu kommt, dass nach dem Ende des
Nationalsozialismus durch das Wirtschaftswunder auch neue Aufstiegschancen da

waren, die wir hier in Ostdeutschland nach 1990 in dieser Form nicht gehabt haben.

Deswegen wuirde ich zum Abschluss gerne noch einen Punkt aufgreifen, der hier
vom Sachverstandigen Pauly genannt worden ist, der ein bisschen ja hier herausfallt
aus der ansonsten sehr gro3en Einheitlichkeit der Sachverstandigen, dass ein
Vergleich nicht zu den Tatern, sondern zur Versicherungsgemeinschaft gezogen
werden musse. Hier muss man einfach noch mal ganz klar sagen, dass es sich hier
nicht um gesetzlich verankerte, erworbene Rentenanwartschaften handelt, sondern
um geheime Sonderversorgungssysteme ohne gesetzliche Grundlage, in deren
Genuss die Betroffenen, die Profiteure, oftmals nur durch einen Beschluss des
Ministerrates gekommen sind. Und diese Schieflage, die durch die Urteile des
Bundesverfassungsgerichtes entstanden ist, dass praktisch die Tatigkeit als
Unterdrlcker in einer Diktatur jetzt rentenrechtlich als Lebensleistung anerkannt wird,
diese Schieflage wird sich noch verscharfen, da bin ich ziemlich sicher. Die friiheren
Angehorigen des Ministeriums fur Staatssicherheit bereiten, nicht zuletzt mit Hilfe der
PDS, gegenwartig eine neuerliche Verfassungsbeschwerde vor, um die fur sie noch
bestehende 100-%-Regelung abzuschaffen mit dem Argument, wenn ein
Abteilungsleiter im Innenministerium der DDR Anspruch auf volle Rentenbeztige hat,
warum soll dann ein Abteilungsleiter im Ministerium fur Staatssicherheit diese
Anspruche nicht haben. Deswegen furchte ich, dass die Schieflage sich in einigen
Jahren, wenn das vom Verfassungsgericht entschieden wird, noch verscharfen wird.

Vielen Dank.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank, Herr Dr. Knabe. Jetzt Frau

Guckes auf die Fragen der Kollegen Dr. Dressel und Wieland.
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SVe Ulrike Guckes: Ich fange an mit der Frage vom Abgeordneten Dr. Dressel. Sie

fragten ja nach der formalen Vergleichbarkeit der Regelung und ob da nicht wegen
der bisher fehlenden zeitlichen Synchronitdt die Regelung von 1992 eher
vergleichbar ware. Dazu ist zu sagen, ja, vergleichbarer sicherlich, das
Bundesverfassungsgericht beruft sich darauf, dass die Gesetzgebung stets in die
zugrunde liegenden Umstande eingebunden ist und wenn eben diese Umstande
nicht die gleichen sind, also eben z. B. 1950 und 1990, dann scheidet Artikel 3 GG
aus. Das, konnte man natirlich sagen, ware 1992 nicht mehr so. Der zeitliche
Abstand ist nicht so grof3, aber dann fallt eben raus, was ich auch in meiner
schriftlichen Stellungnahme ausgeflihrt habe, dass es sich um eine Einzelregelung
handelt. Auch wenn ja vorhin gesagt wurde, dass nach praktischen Erwagungen
heute dieser Artikel-2-Fonds das zweite Standbein der Entschadigung sei oder ein
zweiter Teil, so kann er auch nicht ohne das BEG berucksichtigt werden. Also man
kann eben nicht aus einem grolien Normenkomplex nur eine einzelne Regelung
herausgreifen und dann sagen, jetzt ist aber die Vergleichbarkeit gegeben. Das
Verfassungsgericht betont in standiger Rechtsprechung, dass der Zusammenhang
eines Normenkomplexes, also die innere Stimmigkeit, zuerst gewahrt werden muss
und dann kann man schauen, ob man eine Gesamtbetrachtung macht und da die

Vergleichbarkeit herstellt.

In die gleiche Richtung oder in ahnliche Richtung ging ja auch die Frage des
Abgeordneten Wieland, zu der ich jetzt komme, was verlangt das Grundgesetz im
Hinblick auf die Gleichbehandlung der Opfer. Dazu ist erst einmal auszufuhren, dass
das Grundgesetz zur Frage der Entschadigung insgesamt sehr wenig verlangt. Das
Rechts- und Sozialstaatsprinzip gibt Ihnen auf, uberhaupt
Entschadigungsregelungen zu treffen. Aus den anderen Grundrechten kénnen Sie
nichts ableiten, es geht um die Wiedergutmachung vorkonstitutionellen Unrechts.
Damit kann auch das Unrecht nur sehr eingeschrankt an der Verfassung gemessen
werden und deswegen sind auch die Wiedergutmachungsvorschriften nur sehr
eingeschrankt daran zu messen. Das einzige, was das Bundesverfassungsgericht
auch in standiger Rechtsprechung sagt, ist eben Artikel 3 GG. Artikel 3 GG kann
durchaus dem Gesetzgeber Handlungen/Auftrage geben im Rahmen der
Wiedergutmachung, auch beim vorkonstitutionellen Unrecht. Aber da - und damit

komme ich zu der ersten Frage -, missen Sie die Vergleichbarkeit der zu
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begutachtenden Sachverhalte prifen. Und da kommt man eben bei den NS-Opfern
und SED-Opfern nicht in eine formelle Vergleichbarkeit. Das ist ganz unabhangig von
der Frage, wie man das Unrecht der Diktaturen bewerten mdochte, wie man die
Diktaturen an sich bewerten mdchte. Sie werden verfassungsrechtlich nicht dazu

kommen, dass eine Gleichbehandlung sein muss.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank. Jetzt abschlie®end Herr

Beleites auf die Fragen der Kollegen Wieland, Meckel und Vosshoff.

SV _Michael Beleites: Zunachst zur Frage von Herrn Wieland zum Entwurf der

Linksfraktion. Ich solle meine Kritik vertiefen. Es ist zu diesem Entwurf zu sagen,
dass es sich um eine Zusammenstellung teils wortwortlich Ubernommener
Bestandteile aus vorhergehenden Gesetzentwirfen und Vorschlagen fir ein 3. SED-
Unrechtsbereinigungsgesetz handelt und zwar aus den jeweils weitestgehend Teilen
von Entwurfen und Vorschlagen, die aber auch als alternative Vorschlage
eingebracht worden sind. D. h., dass deren Bestandteile vom Ursprung gar nicht so
zusammenpassen, wie sie in diesem Entwurf zusammengeflgt worden sind. Das
zeigt auch die Anmerkung von Frau Neubert, dass sie sagt, die Formulierung ,soweit
gleichzeitig staatliche Malinahmen usw. gegen die Betreffenden durchgefuhrt
wurden®, das ist keine Formulierung, die originar von der Linksfraktion stammt,
sondern eine Formulierung, die aus einem Entwurf von mir aus dem vorigen Jahr
ubernommen wurde, aber in einem ganz anderen Zusammenhang dort stand. Dort
ging es um die Abgrenzung und Einbeziehung von Zersetzungsopfern und nicht um
ein Misstrauen gegenuber bisherigen Reha-Bescheiden fur beruflich Rehabilitierte.
Wir haben z. B. in diesem Entwurf nebeneinander stehen eine Kritik an der Logik der
Ehrenpension mit der Vorstellung, dass hier Verdienste gewurdigt werden sollen,
vollig bruchlos nebeneinander mit gerade einer Position, die meint, man musse hier
unterscheiden zwischen einer Entschadigung fur einen Schaden auf der eine Seite
und einer Wurdigung von Verdiensten auf der anderen Seite. Und meine Kritik an
diesem Entwurf ist nicht nur, dass er so ganzlich nicht zusammenpassende Facetten
zusammenfugt, sondern auch, dass hinsichtlich der einzelnen
Verfolgungsbestandteile keine Abgrenzbarkeit gegeben ist, d. h. man kann letzten
Endes die Gruppe der Anspruchsberechtigten nicht exakt definieren und festlegen.

Was dazu fuhrt, dass man auch die entstehenden Kosten nicht abschatzen kann.
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Darauf ist ja auch zugleich verzichtet worden, deswegen habe ich den Eindruck,
dass es sich bei diesem Entwurf um eine Weckung von maximalen Erwartungen bei
der Gruppe der SED-Opfer handelt und zugleich von vornherein feststeht, das dies
so nicht umsetzbar ist, weil auch jede Kostenabschatzung und jede Abgrenzbarkeit
fehlt.

Zur Frage von Herrn Meckel zur Abgrenzbarkeit der Betroffenen, die als verfolgte
Schuler rehabilitiert wurden. Da haben wir genau das Problem, deswegen spielen die
verfolgten Schiler eine so enorme Rolle, weil in dem Entschadigungsrecht flr
SED-Opfer, wie das Herr Dr. Knabe bereits sagte, nur Abstiegsschaden entschadigt
werden, nicht Aufstiegsschaden. D. h. wer zunachst erstmal angepasst war und eine
berufliche Karriere machen konnte und sich spater politisch quer gelegt hat und aus
der Position entfernt wurde und abgestiegen ist, der wird rehabilitiert, wer aber von
vornherein politisch quer lag und gar nicht erst Abitur machen, geschweige denn
studieren durfte, der hat die Moglichkeit nicht. Und das ist das Problem und
deswegen ist es wichtig, verfolgte Schuler einzubeziehen. Ich habe allerdings bei
meinem Entwurf eine Einschrankung gemacht, in dem ich gesagt habe, diejenigen,
die als verfolgte Schiler rehabilitiert sind, sollen aufgenommen werden und eine
monatliche Zuwendung erhalten, wenn - und jetzt kommt wieder diese Formulierung
-, »gleichzeitig staatliche Mallnahmen im Sinne eines operativen Vorgangs des MfS
gegen sie gefiihrt wurden von mindestens zwei Jahren Uberschneidungszeit®. Weil
mir vollig klar ist, dass es wenig Chancen hat, alle beruflich verfolgten Schilern in
diese Regelung einzubeziehen, sondern dass man diesen Kreis beschranken muss
auf die am starksten Geschadigten. Mir geht es darum, wenn man dieses koppelt mit
dem Vorliegen einer gezielten Verfolgungsmallnahme, dass man dann diejenigen
erreicht, die eben nicht nach einigen Jahren auf dem zweiten Bildungswege Uber
Volkshochschule oder Fachschulstudium die Hochschulreife nachholen konnten und
dann spater studieren konnten, sondern dass man die erreicht, die mit einem
operativen Vorgang verfolgt wurden, z. B. die das auch spater nicht konnten, denen
war es auch spater nicht moglich, Uber den zweiten Bildungsweg dann noch zu
studieren. Und ich glaube, dass man unterscheiden muss zwischen einer einmaligen
Bildungsdiskriminierung und einer dauernden Bildungsdiskriminierung. Mein
Vorschlag ist, hier zunachst diejenigen einzubeziehen, die einer dauernden

Bildungsdiskriminierung ausgesetzt waren.
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Zu der Frage des BAfOG-Erlasses fur diejenigen, die vor 1990 in den Westen
gegangen sind: Naturlich kann man diese Stichtagsregelung streichen, aus meiner
Sicht sollte man das auch tun, aber ich denke, das ist eine Frage, die man in einer
Veranderung des 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes erreichen kann. Ich mdchte
grundsatzlich sagen, dass wir es ja zu tun haben mit quantifizierbaren Schaden, wie
z. B. Haftzeiten und mit nicht oder nur sehr schwer quantifizierbaren
verfolgungsbedingten Schaden. Das sind zum einen Folgen politischer Haft, die mit
der Haftdauer nicht im Zusammenhang stehen, und das sind zum anderen die
Folgen, die aus ZersetzungsmalRnahmen resultieren. Und mir erscheint es, dass
dieses SED-Unrecht, gerade die Stasi-MalRnahmen, sehr typisch sind fur Schaden,
die nicht ausreichend oder gar nicht quantifizierbar sind. Wenn man diesen
wirkungsvoll begegnen will, muss man eine pauschale Entschadigung wahlen. Und
ich denke, dass eine solche Opferrente daflir geeignet ist als eine pauschale
Entschadigung. Und wenn man diese pauschale Entschadigung im Sinne einer
monatlichen Zuwendung versteht als eine Entschadigung fur Schaden, die nicht
ausreichend quantifizierbar sind, d. h. Folgeschaden, dann glaube ich, dass man
damit auch andere, jetzt sehr komplizierte Entschadigungen ersetzen kann. So die
Beweislastumkehr fur die Beantragung der Anerkennung von Haftfolgeschaden, wo
es darum geht, diese Versorgungsleistung zu erhalten. Das kdnnte ja ersetzt werden
durch eine solche pauschale Entschadigung, zumindest miteinander verrechnet
werden, dass dann diejenigen, die durch ihre Haft gesundheitlich geschadigt wurden,
wo aber dieser Schaden nicht exakt quantifizierbar ist, mit dieser pauschalen
Entschadigung, einer monatlichen Zuwendung von so und so viel entschadigt
werden und sich dann Uberlegen kbénnen, ob sie wirklich sich diesem
entwlrdigenden Verfahren der Anerkennung von Haftfolgeschaden stellen wollen
oder nicht. Und ich denke, die meisten wirden das dann nicht tun. Deswegen kann
eine solche monatliche Zuwendung im Sinne einer pauschalen Entschadigung ein
Ersatz daflur sein. Und dann brauchen wir auch nicht mehr in dem Sinne Uber eine
Beweislastumkehr zu verhandeln und ob das nun nach der Rechtssystematik

maglich ist oder nicht.

Frau VoBRhoff, zu Ihrer Frage, ob die Abgrenzung nach strafrechtlichen

Rehabilitierungsgesetz und der Regelung nach § 10 Abs. 4 Haftlingshilfegesetz zu
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neuen Ungerechtigkeiten flhrt. Das habe ich zum Teil bereits indirekt beantwortet.
Diese Abgrenzung bezieht sich auf diejenigen Personen, die bisher eine
Haftentschadigung erhalten bzw. uber die § 10 Abs. 4 HHG Regelung eine Leistung
nach dem Haftlingshilfegesetz beantragen kdnnen. Wenn, ich hatte das bereits
eingangs gesagt, nur dies beabsichtigt sein sollte, dann sollte man das nicht an dem
Gedanken einer Opferpension aufhangen und auch nicht im Sinne einer pauschalen
Entschadigung angehen, sondern dann sollte man schlicht und einfach die
Kapitalentschadigung fur Haftzeiten aufstocken und die Mittel fur die
Haftlingshilfestiftung aufstocken und das Problem auf diese Weise l6sen, was ich
allerdings nicht bevorzugen wirde. Ich denke vielmehr, eine Opferpension ist der

geeignete Weg.

Zur Frage der Mindesthaftzeit. Was wuirde sich verandern, wenn man diese
Opferpension bezieht auf Haftlinge, die mindestens ein Jahr in Haft waren und diese
jetzt eingefluhrte Sechs-Monats-Frist wieder fallen lieRe. Dazu muss ich sagen, alle
bisher vorliegenden Vorschlage fur ein 3. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz
beziehen sich auf eine Ein-Jahres-Frist. Ich gehe davon aus, dass diese jetzt
eingebrachte Sechs-Monats-Frist wohlUberlegt ist und dass auch der Kreis der an
Anspruchsberechtigten in Absprache mit den Rehabilitierungsbehdérden und den
Entschadigungsstellen der Lander abgeglichen ist. Ich kann jetzt dazu im Detail
keine Zahlen sagen, auller der, dass es naturlich mehr Anspruchsberechtigte waren.
Ich halte es aber flir sehr problematisch, dies jetzt sozusagen wieder
zurlckzuschieben und von diesen sechs Monaten wieder wegzugehen. Im
Gegenteil, ich glaube, dass man auch die Mehrfachverfolgten besonders
bertcksichtigen muss. Deswegen habe ich in meinem Vorschlag den Punkt
angefuhrt, dass man auch Betroffene, die unter sechs Monaten inhaftiert waren, aus
politischen Grinden mit in eine solche Regelung einbeziehen muss, unter der
Voraussetzung, dass sie aullerdem Zersetzungsopfer waren, mit einem operativen
Vorgang oder ahnlichen verfolgt wurden, langer als insgesamt ein Jahr. Dann sollten
auch Haftopfer, die unter sechs Monaten verfolgt wurden, eine solche monatliche

Zuwendung erhalten, wie ich sie fur Zersetzungsopfer vorgeschlagen habe.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mudlheim): Vielen Dank. Dann erdffne ich jetzt die

zweite Fragerunde.
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Dr. Carl-Christian Dressel (SPD): Danke. Ich habe zwei Fragen. Die erste an Frau

Guckes. Auf die Idee hat mich vorhin Herr Wieland gebracht. Und zwar geht meine
Frage dahin: es gibt ja im Rahmen der NS-Opfer-Entschadigung auch zahlreiche
begleitende Landesgesetze und Landerregelungen, die erganzende Leistungen
festlegen. Sind Sie der Ansicht, dass nach einer Verabschiedung eines 3. SED-
Unrechtsrechtsbereinigungsgesetzes in der vorliegenden Fassung noch Platz fur
erganzende Landerregelungen, die Anerkennungen, die Leistungen, die weitere
AusgleichsmalRnahmen, wie z. B. Freifahrscheine oder ahnliche, wie sie NS-Opfer
auch genielden, noch ermoglichen oder meinen Sie, der Bund habe dadurch
umfassend eine Regelung auf dem Bereich der SED-Opfer-Entschadigung
getroffen? Und meine zweite Frage geht an Herrn Pauly und betrifft den Vollzug. Wir
haben ja derzeit im Gesetzesentwurf der Koalition ein Verfahren vorgesehen, wo die
Leistungen fur einen Zeitraum von sechs Monaten beantragt und bewilligt werden.
Von Seiten der Opferverbande ist das als ein entwurdigendes Verfahren vorgesehen
worden. Wie empfinden Sie von Seiten einer Vollzugsbehdrde eine solche
Vorgehensweise? Haben Sie da einen konkreten Verbesserungsvorschlag? An
welches Gesetz kdnnte man sich da anlehnen, um den Opfern auf einfachere Art und
Weise als durch alle sechs Monate wiederkehrende Antrage ihre Pension zu

gewahren?

Wolfgang Wieland (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Zunachst mal im Anschluss an den
Kollegen Dressel an Frau Guckes. Wir sind ja hier im Gesetzgebungsverfahren, ware

es denn denkbar, dass der Bundestag ein Gesetz macht, das diese Regelung nun so
positiv gestaltet, dass kein Raum mehr ist fir Regelungen und auch kein Bedarf
mehr ist fir Regelungen auf Landesebene? Kdnnen Sie sich so etwas vorstellen?
Dann eine Frage an Herrn Knabe und an Herrn Schult. Uns wird zu der Forderung, in
die Anerkennungspension auch die Zersetzungsopfer aufzunehmen, gesagt, da ist ja
der Nachweis oder die Uberpriifung so schwierig. Nach lhren Erfahrungen, die Sie ja
nun beide auch in Behdrden haben, die sich mit Stasi-Unterlagen befassen, sind
derartige Vorgange hinreichend dokumentiert, so dass es dann auch herangezogen
werden kann, oder hatten wir da sozusagen ein Nebelfeld? Und als drittes und
letztes kollegialiter fur den Kollegen Meckel an Frau Neubert. Die Verfahrenskosten

sollen unterschiedlich geregelt sein bei der verwaltungsrechtlichen, berufsrechtlichen
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Rehabilitation und bei der Kapitalentschadigung. Ware es an der Zeit, dies bei der

Gelegenheit auch zu beenden?

Andrea Astrid VoBRhoff (CDU/CSU): Meine Fragen gehen an Herrn Rink und Herrn

Schuler, eigentlich auch an Herrn Knabe. Wir verlangern ja auch erneut die

Antragsfristen der Rehabilitierungsgesetze zum ich weill nicht wievielten Mal.
Konnen Sie mir sagen, haben Sie die Vorstellung, die Hoffnung, dass wir bei einer
weiteren Verlangerung nach vier Jahren keine weitere Verlangerung bendtigen?
Oder anders formuliert, was sind die Grinde der Opfer fur diese verzdgerte
Antragsstellung und wie hoch schatzen Sie die Zahl derjenigen, sofern man es

schatzen kann, die noch keinen Antrag gestellt haben?

Arnold Vaatz (CDU/CSU): Meine erste Frage geht an jemanden, den ich jetzt nicht
genau orten kann. Ist einer der Sachverstandigen der Auffassung, dass wir um der
Gleichbehandlung mit den Anspruchsberechtigten aus dem Artikel-2-Fonds willen
eine Bedurftigkeitsprifung, also einen Bedurftigkeitsnachweis brauchen? Gibt es
jemand, der dieses Argument fur stichhaltig halt? Das ist das erste. Meine zweite
Frage richtet sich an Herrn Dr. Knabe. Ich wei3 nicht, ob ich lhre schriftliche
Stellungnahme richtig verstanden habe. Gehe ich richtig in der Annahme, dass Sie
den Vorschlag machen, dass die Opferpension, falls eine Opferpension beschlossen
wird, erst im Rentenalter ausgegeben werden soll, denn anders kann ich lhre
Verbindung mit den Rentenpunkten, die Sie da gezogen haben, nicht verstehen. Das

wurde ja bedeuten, dass erst im Rentenalter der Anspruch entsteht.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): Ich hatte eine Frage an Herrn Schiler

und Herrn Rink. Es ist hier ja der Vorschlag von Frau Neubert und unterstutzt von
Frau Schrade gemacht worden, einen Sockelbetrag frei von Anforderungen unter
anderem der Bedurftigkeit und auch der sechsmonatigen Haft einzufihren und dies
um einen Zuschlag, der abhangig von der wirtschaftlichen Bedurftigkeit ist, zu
erganzen. Konnten Sie als Verbande diesen Vorschlag mittragen, also moglichst
einen grolRen Personenkreis mit einem gewissen Betrag im Sinne einer schnellen
Abwicklung und der moralischen Anerkennung zu versehen, und dann zusatzlich mit
einer wirtschaftlichen Bedurftigkeitsprifung dann noch auf die Situation derer

besonders einzugehen, bei denen es die wirtschaftliche Lage einfach gebietet, noch
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mehr zu tun. Kénnten Sie dann bitte auch noch etwas zu den Anforderungen von

sechs Monaten Haft sagen?

Maria Michalk (CDU/CSU): Meine Frage richtet sich an Frau Schrade und an Herrn

Beleites. Wir haben einvernehmlich von den Sachverstandigen gehort, dass es

unzumutbar ist, wenn die Opfer im Kreis gejagt werden, und dass es flachendeckend
nicht so viele Ansprechpartner gibt, die ihnen durch Rechtsbeistand behilflich sind,
um zu ihren Ansprichen zu kommen und viele dann verzichten. Wenn es jetzt so
ware, dass wir zu der zuletzt von Herrn Beleites beschriebenen Regelung kamen,
dass wir eine pauschale Entschadigung hatten und dass wir annehmen, dass dann
die Opfer sich das unwurdige Verfahren der Bedurftigkeitsprifung nicht zumuten
wurden, also es kame zu einer pauschalen Entschadigung, welche Behdrde oder
welche Stelle hielten Sie, auch aus diesen Burokratieabbauaspekten fur die richtige,

die dann diese pauschale Auszahlung vornehmen sollte?

Beatrix Philipp (CDU/CSU): Ich habe eine Frage an Herrn Pauly, weil es ja auffallend

ist, dass Sie als einziger diesen vorliegenden Gesetzentwurf positiv bewerten, wenn
ich das mal so sagen darf. Sie haben dann im Zusammenhang mit der Notlage und
Bedurftigkeitsprifung ausgefuhrt, die Unterschiede lagen im Detail und das wurde
hier zu weit fUhren. Da es mir so zu sein scheint, dass just das die Kernproblematik
ist, namlich diese Bedurftigkeitsprifung oder die Notlage, wirde ich Sie bitten, wenn

es nicht allzu lange dauert, vielleicht genau diese Details einmal zu erlautern.

Und zweitens, Sie argumentieren wohl aus der Sicht des Amtes flr
Wiedergutmachung, und deswegen wirde mich auch interessieren, ob Sie Bedenken
haben, wenn man den Personenkreis so ausweiten wirde, wie das hier von den

Sachverstandigen praktisch einheitlich angeregt worden ist.

Und die letzte Bemerkung. Frau Guckes hat ja auf S. 12 der Stellungnahme
ausgefuhrt, dass Artikel 3 Grundgesetz keine Gleichbehandlung der Opfergruppen in
ihrer Entschadigung verlangt, ,andere verfassungsrechtliche Vorgaben existieren
nicht. Es liegt im Ermessen des Gesetzgebers, wie er die jeweilige Entschadigung

ausgestaltet®. Herr Pauly, Sie haben ja in erheblichem Malle auf die
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Rechtssystematik hingewiesen. Haben Sie deswegen Probleme mit diesen

Aussagen von Frau Guckes?

Petra Pau (DIE LINKE.): Zum einen wurde ich gerne Frau Schrade noch mal fragen,
ob Sie sich in der Lage sieht, meine Frage von vorhin zu beantworten. Das ist vorhin
runtergefallen, da ging es um die Beweislastumkehr und wie Sie dazu stehen. Und
dann habe ich in Anlehnung an die Frage meiner Kollegin Vol3hoff noch mal eine
Frage an Herrn Schult und Herrn Knabe. Frau Vol3hoff hat ja gefragt, wie oft die
Antragsfristen noch zu verlangern sind aus lhrer Sicht. Ich frage mal weitergehend,
wlrden Sie es fur sachgerecht halten, nicht nur die Antragsfristen erneut zu
verlangern, sondern sie generell zu streichen und damit allen, die in irgendeiner
Weise betroffen sein konnten, zu welchem Zeitpunkt auch immer, die Moglichkeit zu
geben, wenn sie sich dazu in der Lage sehen, informiert sind usw., auch

entsprechende Anspruche noch geltend zu machen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank. Wir treten jetzt in die

Abschlussrunde ein. Ich rufe Herrn Beleites auf die Frage der Kollegin Michalk auf.

SV Michael Beleites: Frau Michalk, Sie haben noch einmal darauf Bezug genommen,

dass eine pauschale Entschadigung ja auch zum groRen Teil Ersatz fur die
Beschadigtenversorgung fur Haftfolgeschaden und vor allen Dingen fiur diese sehr
problematischen und belastenden Anerkennungsverfahren sein kénnte und Sie
fragen, welche Behorde aus unseren Beratungserfahrungen heraus Ansprechpartner
und Abwicklungsstelle sein sollte. Ich glaube, wenn Sie sich tatsachlich dazu
durchringen, diese monatliche Zuwendung als eine pauschale Entschadigung zu
beschlieRen, dann ist das, wer dazugehdért und wer nicht dazugehért, an sehr
einfachen, Uberwiegend an bisher bereits ergangenen Bescheiden zu bemessen.
Z. B. an dem Rehabilitierungsbescheid, wo ja die Haftdauer bereits genannt ist. Es
waren zusatzlich, wenn man Zersetzungsopfer mit einbezieht, auch nattrlich dann
noch Prifungen mdglich, die aber nur in Ausnahmefallen Einzelfallprifungen sein
mussen, wo dann in Stasi-Akten Uberpriuft wird, wie lange ging eine solche
Mallnahme im Sinne von Schadigung. Man muss ja unterscheiden zwischen
Uberwachung, die keine Schadigung nach sich gezogen hat, und einer tatsachlichen

Schadigung und wie lange diese schadigende Mallnahme angedauert hat. Das muss
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bei operativen Personenkontrollen, wo Zersetzungsmalinahmen nicht regelmafig,
aber oft dazugehorten, anhand der Akten Uberpruft werden. Dazu ist naturlich auch
Erfahrung und Sachkenntnis notwendig. Ansonsten kann man, was operative
Vorgange betrifft, wo ZersetzungsmalRnahmen schon per Richtlinie imminenter
Bestandteil eines solchen Vorganges waren, die Sache sehr vereinfachen, indem
man einfach die Vorgangskartei des MfS bei der BStU heranzieht. In dieser
Vorgangskartei, in der Karteikarte, ist ganz exakt vermerkt die Laufzeit eines
operativen Vorgangs und man kann schlicht und einfach annehmen, dass ein
operativer Vorgang, solange er lief, mit solchen Zersetzungsmaflinahmen verbunden
sein kann. Wenn Schadigungen Uber Verfolgungszeiten, die bereits im
Rehabilitierungsverfahren anerkannt sind, zeitlich Ubereinander fallen mit der
Laufzeit eines solchen Vorgangs, sollte man das anerkennen, ohne Akten
heranzuziehen. Nicht nur, um das Verfahren zu vereinfachen, sondern auch, weil
man dann auch diejenigen mit einbeziehen kann, deren Stasi-Akten vernichtet sind
oder die nur noch zum Teil vorhanden sind. Aul3erdem sind solche operativen
Vorgange immer mit einem konkreten Straftatverdacht nach den Paragraphen des
DDR-Strafgesetzbuches begrindet und er6ffnet worden. Auch diese Paragraphen
finden sich bereits in der Vorgangskartei, so dass man sofort erkennen kann, geht es
hier, was es auch gab, um ein kriminelles Delikt, oder geht es hier um eine politische
Verfolgung anhand politischer Paragraphen, die ja dann auch im § 1 des
strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes als rechtsstaatswidrig benannt sind. Das
kann man sehr einfach bereits an der Karteikarteniberpriifung abgleichen. Insoweit
ware das Verfahren so kompliziert nicht, es ist durchaus abgrenzbar. Ich habe in
meiner Stellungnahme auf den Seiten 7 bis 8 sehr detailliert beschrieben, wie diese
Abgrenzung mdglich ist. Es ist machbar. Was die Behdrde angeht, denke ich, ist es
eigentlich relativ egal, welche Behdrde dieses Verfahren dann umsetzt, wenn in
strittigen Fallen, die dann bei einer pauschalen Losung sehr, sehr viel weniger sind
als heute, aber wenn in strittigen Fallen auch Sachverstandige zur Begutachtung

einbezogen werden, wie z. B. die Landesbeauftragten fur die Stasi-Unterlagen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank. Jetzt Frau Guckes auf die

Fragen der Kollegen Dr. Dressel und Wieland.
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SVe Ulrike Guckes: Die Frage ging dahin, ob neben dem vorliegenden

Gesetzesentwurf noch Platz fur erganzende Landerregelungen bleibt. Da ist ganz
klar zu sagen, durchaus, wir haben ja die konkurrierende Gesetzgebung.
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 9 GG gibt die Gesetzgebungskompetenz im Wege der
konkurrierenden Gesetzgebung den Landern, solange und soweit der Bund nicht
tatig wird. Also die Frage ist, solange und soweit. Wenn, wie es bisher geplant ist,
nur die Haftopfer ab einer sechsmonatigen Mindesthaft und nur im Falle einer
wirtschaftlichen Bedurftigkeit entschadigt werden, bleibt naturlich eine Menge Raum
daneben, namlich fir all das zu entschadigen, was da bisher nicht enthalten ist.
Dann mochte ich noch hinzusetzen, dass sich diese Instrument der
Landerentschadigung offenbar in der Praxis als recht gangbar erwiesen hat.
Sachsen hat meines Wissens nach einmal eine Regelung erlassen fur verfolgte
Schuler, die, soweit ich weil3, recht positiv aufgenommen worden ist, aber da
konnten sicherlich andere mehr zu sagen. Berlin hat einmal ein Gesetz
verabschiedet zur bevorzugten Einstellung in den offentlichen Dienst politisch
Verfolgter, da ist mir nicht bekannt, wie weit dies zur Ausfihrung gekommen ist. Aber
gerade auch bei den NS-Opfern haben die Lander ja ebenfalls im Wege der
konkurrierenden Gesetzgebung ihren Spielraum genutzt und eine Menge Hartefalle
abgefedert. Herr Pauly hatte dazu Ausfuhrungen gemacht, so dass dies gerade auf
diesem Gebiet, was wir doch immer parallel betrachten - auch wenn ich mich daflr
einsetze, dass man es gar nicht muss, aber wenn man es eben parallel heranzieht -
ein recht guter Weg war, die Schwachen der Bundesgesetzgebung, wenn ich es mal
so sagen darf, auszugleichen, so dass das sicherlich praktisch ein recht gangbarer

Weg ist.

Die Frage vom Abgeordneten Wieland schlie3t sich da natirlich an, ob es vorstellbar
ist, dass es uberhaupt ein Bundesgesetz gabe, das keinen Spielraum im Wege der
konkurrierenden Gesetzgebung mehr lie3e. Dazu kann man sagen, es ware naturlich
sehr zu begrufien, aber dazu ist natlrlich das ganze Themenfeld zu weit, dazu ist
das gesamte Unrecht auch zu grol3, als dass man hier sich wirklich eine
abschliellende Regelung des Bundesgesetzgebers vorstellen kann. Insofern ist da

nicht zu befurchten, dass man den Landern die Kompetenz zu sehr beschneidet.
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Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank. Jetzt Herr Dr. Knabe auf die

Fragen der Kollegen Wieland, VolRhoff, Vaatz und Pau.

SV Dr. Hubertus Knabe: Zur Feststellung der Zersetzungsmalinahmen hat ja der

Sachverstandige Beleites schon einiges gesagt. Ich kann mich dem im Grunde nur
anschliefen und will nur noch mal daran erinnern, dass die Fraktion der Grinen im
Deutschen Bundestag ja in den 90er Jahren dazu schon einmal einen
entsprechenden Gesetzentwurf vorgelegt hat, der wesentlich auf die Initiative des
Schriftstellers Jurgen Fuchs zurlckging. Er hat sich intensiv mit den
Zersetzungsmalnahmen beschaftigt, auch viel dariber geschrieben. Hier ist in der
Tat der Sachverhalt recht einfach. Die Bearbeitungszeiten im Rahmen eines
operativen Vorganges sind vom Staatssicherheitsdienst mit deutscher Grundlichkeit
immer auch dokumentiert worden. Die Koppelung mit der beruflichen Rehabilitierung,
die Herr Beleites vorschlagt, scheint mir sinnvoll zu sein, da bitte ich einfach noch
mal in seinem Papier nachzuschlagen. Ich glaube, dass das ein guter Ansatz ist,
diese Gruppe der vor allem in den 80er Jahren auf diese Weise verfolgten Personen

mit einzubeziehen.

Die Frage Zwei betraf die Verlangerung der Rehabilitierungsfristen. Dazu habe ich
mich bereits in meinem Papier geaullert. Ich bin der Auffassung, dass man sie
ganzlich streichen sollte. Nach vier Jahren ist sicherlich wieder eine ahnliche
Diskussion zu erwarten. Man muss sich einfach vergegenwartigen, dass diejenigen,
die z. B. im Jahr 1960 geboren wurden und dann in den 80er Jahren verfolgt wurden,
sich oft erst dann mit dem Thema beschaftigen werden, wenn sie ihren ersten
Rentenbescheid vorfinden und das ist, so uns Herr Muintefering nicht weitere
Verlangerungen beschert, im Jahr 2027 der Fall. Dass sind also 67 Jahre nach der
Geburt vieler Betroffener. Von daher scheint mir eine vierjahrige Verlangerung nicht

ausreichend zu sein.

Dann war noch eine kurze Frage von Herrn Vaatz nach der Jewish-Claims-
Conference, ob das einen Malstab bilden kann. Ich glaube, da besteht hier
Einhelligkeit, dass das kein zwingender Malistab ist, weil es eben zu viele
Ungleichheiten gibt in den Entschadigungsregelungen und auch in den

verschiedenen Papieren mehrfach darauf hingewiesen worden ist, dass die
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Regelungen fir NS-Opfer in vielen Bereichen sehr viel positiver, sehr viel glinstiger
sind. Von daher ist ein Ubertreffen gewissermaRen dieser Regelungen nach meinem

Dafurhalten nicht zu befirchten.

Dann wurde von Herrn Vaatz auch gefragt nach den Vorschlagen fir eine
Opferpension, ob das so gemeint sei, dass diese Pension erst im Rentenalter gezahlt
werden sollte. Ich hatte in meinem Papier geschrieben, spatestens im Rentenalter
muss ein Ausgleich geschaffen werden, weil dann die Schaden besonders
gravierend sind. Das liegt einerseits daran, dass die Betroffenen in einem
bestimmten hoheren Lebensalter nicht mehr die Moglichkeit haben, sich aus eigener
Kraft zu helfen, das liegt ja auf der Hand. Und zweitens, wenn sie in das Rentenalter
eintreten, eben oftmals dann Renten von vielleicht 500 oder 600 Euro erzielt werden,
Herr Schult hatte ein Beispiel genannt. Ich war vor wenigen Wochen mit einem
friheren Haftling vor dem Berliner Sozialgericht, der bekam also 490 Euro Rente.
Das sind einfach Bezlge, die unwurdig sind fur die Betroffenen. In diesem Fall war
es zum Beispiel so, dass er das Heizdl im vergangenen Winter nicht mehr bezahlen
konnte und sich dann an die Haftlingshilfestiftung gewandt hat und von dort einen
vertrostenden Bescheid bekam, dass man sich zur Zeit nicht mit diesem Antrag
befassen konne, mit der Folge, dass die Wohnung kalt blieb, bis der Frihling dann
Einzug hielt. Ich habe deshalb diesen Punkt noch einmal hervorgehoben, weil bei
friheren Vorschlagen zu entsprechenden Entschadigungsleistungen vor allem der
Schwerpunkt darauf gelegt wurde, - auch von den Opferverbanden, ich habe ja den
Vorschlag von, ich glaube, 1998 noch mal erwahnt -, ein Entgeltpunktezuschlag von
0,25 auf die Renten der fruher Inhaftierten zu gewahren. Ich will auch noch einmal
daran erinnern, dass in anderen ehemals kommunistischen Staaten, und zwar
Staaten, die sehr viel armer sind als Deutschland, viel getan wird fir die Opfer. In
Kroatien z. B. ist die Rente eines vier Jahre lang Inhaftierten mehr als doppelt so
hoch wie die eines Durchschnittsverdieners, der nicht politisch verfolgt wurde. Ich will
damit nicht sagen, dass nicht auch vorher schon Hilfe notwendig ist, aber spatestens
im Rentenalter muss dafir Sorge getragen werden, dass die Kampfer fir Freiheit

und Demokratie nicht auf dem Niveau von Sozialhilfe leben missen. Danke schon.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank. Jetzt Frau Neubert, lhnen

liegt eine Frage des Kollegen Meckel vor, gestellt durch Herrn Wieland.
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SVe Hildigund Neubert: Es ging um die Frage der Zustandigkeit fur Rehabilitierung

und Leistungen, da sto3en wir in ein Wespennest. Die unterschiedliche Behandlung
und die unterschiedlichen Bewertungen  von Rehabilitierungs-  und
Wiedergutmachungsgesetzen in den Landern sind uns schon lange ein Argernis.
Zum Beispiel die Zivildeportierten kdonnten eigentlich alle langst Leistungen erhalten,
wenn denn die Landerbehdrden sich einheitlich darauf verstandigen wirden, dass
die Zivildeportierten eben nicht vorrangig zur Zwangsarbeit auf Grinden der
Zwangsarbeit deportiert wurden, sondern eben auch aus politischen Grinden. Einige
Lander erkennen das an, andere machen es nicht. Da gibt es also eine klare
Ungleichbehandlung. Auch im Beruflichen Rehabilitierungsgesetz erkennen wir
solche Ungleichbehandlungen. Mecklenburg-Vorpommern zum Beispiel rehabilitiert
beruflich Verfolgte nur, wenn der Berufsschaden mindestens 20 Prozent des
Einkommens ausgemacht hat, wahrend Thiringen das sehr viel grofR3zugiger
handhabt.

Auch bei der Auszahlung von Kapitalentschadigungen und anderen
Rehabilitierungsleistungen gibt es wesentliche Unterschiede. So zahlen das in
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg zum Beispiel die Staatsanwaltschaften
aus, in Tharingen und anderen Landern sind es die Landessozialamter. Deswegen
habe ich ja auch vorgeschlagen, das zu vereinheitlichen und zu sagen, die jetzt
anstehende Leistung sollte einheitlich im Westen von den HHG-Behdérden ausgezahlt
werden, die wenigstens schon vom Thema ein bisschen Ahnung haben, und im
Osten von jeweils einer zentralen Stelle im jeweiligen Landessozialamt. Das ware
auch z. B. ein wichtiges Signal fir eine Verlangerung der Fristen. Ich bin ja sogar fur
eine Entfristung, dann kénnte man namlich - natirlich werden die Antragszahlen
abnehmen - nach und nach die Rehabilitierungsbehorden in den Landern einsparen
und eine kleine Stelle im Bundesinnenministerium oder im Bundessozialministerium
einrichten, wo dann Uber die noch eingehenden wenigen Rehabilitierungsantrage
entschieden werden konnte. Dann hatten wir auch endlich mal eine
bundeseinheitliche Regelung dazu. Diese unterschiedlichen Landerregelungen
schaffen auch Ungleichheiten. Und das gilt naturlich auch, wenn Lander
Sondergesetzgebungen machen. In Sachsen war eben das Problem der verfolgten

Schuler besonders plausibel, da haben sie dann eine sehr kleine, zeitlich begrenzte
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Regelung geschaffen, um den verfolgten Schilern mal was Gutes zu tun. In
Thuringen mit 700 Kilometer innerdeutscher Grenze war das Problem der
Zwangsausgesiedelten besonders dringend, da haben die in Thuiringen eine
Sonderleistung gekriegt, die aber die Betroffenen in Mecklenburg und in Sachsen-
Anhalt nicht bekommen haben. Also, diese Sonderregelungen sind auch immer sehr
schwierig, und deswegen bin ich eher dafur, so etwas in klaren Bundesgesetzen zu
regeln. Man muss ja auch sehen, dass das kein Ostproblem ist, allein 4 Millionen
Personen, also ein Funftel bis zu einem Viertel der DDR-Bevdlkerung, ist im Laufe
der Zeit von Ost nach West gewandert, mehr oder weniger freiwillig, mehr oder
weniger riskant. Das ist kein Ostproblem, es ist ein gesamtdeutsches Problem und
das druckt sich eben nicht in Landerregelungen aus, sondern am besten in

Bundesregelungen.

Noch ein Satz zu der soeben geflihrten Diskussion um die Einbeziehung weiterer
Verfolgtengruppen. Man kann nicht einmal nur an Stasi-Unterlagen die Verfolgung
festmachen, denn es hat das Instrument des politisch operativen Zusammenwirkens,
wie das in der Stasi-Strategie heildt, gegeben, dass also staatliche Behorden,
Schulen, Schulleiter, Betriebe, politische Verfolgung durchgefiihrt haben. Zum
Beispiel wurden Ausreiseantragssteller Uber Jahre nicht von der Staatssicherheit,
sondern allein vom Rat des Kreises oder vom Rat der Stadt bearbeitet mit den
gleichen Folgen, Verlust des Arbeitsplatzes, Verlust des gesellschaftlichen
Ansehens, Zerstérung der personlichen Beziehungen. Und da gibt es keine Stasi-
Akte, sondern nur eine Verwaltungsakte. Deswegen habe ich ja gesagt, wir sollten
einfach auf die bestehenden Rehabilitierungsgesetze mit allen ihren Schwachen
vertrauen und sagen, wir beziehen uns auf die bestehenden
Rehabilitierungsbescheide. Und die Leute, die Rehabilitierungsbescheide mit
entsprechenden Verfolgungszeiten haben, sollen diese Leistung bekommen. Ich
erinnere nur an das Votum von Herrn Berghofer, der gesagt hat, die SED hat
versucht, der Stasi die Schuld in die Schuhe zu schieben, und auch in dieser Hinsicht

sollten wir nicht auf alte SED-Legenden hineinfallen.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank, jetzt Herr Pauly auf die Frage

der Kollegen Dr. Dressel und Philipp.
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SV __Jurgen Pauly: Vielen Dank, zunachst zur ersten Frage nach der

Vollzugsregelung, wie sie vorgesehen ist im Entwurf. Da schliel3e ich mich der Kritik,
die hier schon geaufert worden ist, voll umfanglich an. Ich war, ehrlich gesagt,
Uberrascht, als ich diese Regelung gefunden habe, denn ich kann von der
Konzeption davon ausgehen, dass hier damit gerechnet wird, dass auf Dauer eine
Rente gewahrt werden soll. Ein sachlicher Grund, warum man dann halbjahrliche
Bewilligungen ausspricht, die dann immer wieder Uber einem Folgeantrag verlangert
werden sollen, ist fur mich nicht ersichtlich. Es ist fur die Verwaltungsbehorde, die
das bearbeiten muss, eine erhebliche Erschwernis, noch viel mehr fur die
Antragssteller, die also im standigen Vorlauf von Antradgen versuchen missen daflr
Sorge zu tragen, dass die Leistungen nicht abbrechen. Also, der Kritik schlie3e ich

mich voll an.

Ich méchte auf die allgemein gestellte Frage hinsichtlich des Bedurftigkeitskriteriums
kurz eingehen. Ich habe Uber den Vergleich der Entschadigungsregelungen versucht
aufzuzeigen, dass wir auf der einen Seite, wenn wir vergleichen, - und ich denke,
vergleichen mussen wir, welche Konsequenzen wir aus diesem Vergleich ziehen, ist
eine andere Sache. Da hat auch Frau Guckes zurecht ausgefihrt, da hat der
Gesetzgeber groRe Spielraume, da gibt es grundgesetzliche Schranken, die aber
sehr weit gefasst sind. Aber gleichwohl muss eine Orientierung an anderen
Regelungen flr alle Opfergruppen erfolgen. Wir missen ja immer eines auch im
Auge haben: Ziel kann ja nicht sein, dass wir uns irgendwo innerhalb der Verfassung
bewegen, sondern Ziel muss ja auch sein, in irgendeiner Weise einen gerechten
Ausgleich herzustellen, nicht nur in Bezug auf die Opfer und das konkret erlittene
Unrecht, sondern auch innerhalb der Opfergruppen Gerechtigkeit, soweit es irgend
maglich ist, zu schaffen auch im Vergleich zu anderen Opfergruppen. Dass man da
im Detail naturlich an Grenzen stof3t, dass man pauschalierende Regelungen zum
Teil aus pragmatischen Grinden zulassen muss, das steht aul3er Frage, aber dass
man generell Uber den Tellerrand hinaus schaut und erstmal schaut, wie sieht es
denn in der Vergleichslage Uberhaupt aus, ich denke, das ist ganz zwingend. Auch
im Hinblick auf die Rechtsfolgenabschatzung, weil wir da ja naturlich mit einbeziehen
mussen, sei es nur die finanzielle Auswirkung einer solchen Regelung, welche
weiteren Folgeauswirkungen das dann haben wird. FiUr andere Opfergruppen

innerhalb desselben Opferentschadigungssystems, die dann eine
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Ungleichbehandlung ausmachen eventuell als Folge einer bestimmten Anderung
oder einer bestimmten Regelung, und umgekehrt auch fir ganzlich andere
Opfergruppen. Also, von diesen Grundgedanken ausgehend, bin ich hier zu dem
Ergebnis gekommen, dass wir im Artikel-2-Fonds eine heute bedeutsame
Entschadigung fir die Opfer von NS-Unrecht haben. Dies um so mehr, als sie ja
einen Auffangtatbestand darstellt fur Ldacken in der Gesetzgebung fur die
Entschadigung der NS-Opfer, die im Jahr 1965 geendet hat. Insofern muss man also
schauen, dass hier eine ganz grolde Opfergruppe heute nur diese laufende Leistung
bezieht und das nur unter diesen ganz engen Voraussetzungen, die wesentlich
enger gefasst sind, als das hier auch der Gesetzentwurf Gberhaupt vorsieht. Das ist
die Feststellung, die ich im Detail dargestellt habe, und unter diesen
Voraussetzungen, die ich dann versucht habe, darzulegen, bin ich der Auffassung,
dass man sich dann aber bei der EinfUhrung einer Opferrente auch nicht allzu sehr
von dieser Entschadigungsregel, von dieser substituierenden
Entschadigungsregelung fur die NS-Opfer entfernen sollte. Ich halte es aus diesen
Grinden auch fur sachlich gerechtfertigt, dass man hier einerseits Hafttatbestande
als Anknupfungspunkt nimmt flr diese Regelungen, zum anderen aber auch ein
Wirtschaftlichkeitskriterium.

Insofern kann ich die Frage von Frau Philipp gleich kurz mit ansprechen. Dass hier
eine Erweiterung der bestehenden Regelungen auf die noch nicht einbezogenen
Opfergruppen erfolgen muss, denke ich mal, das steht nicht zur Diskussion. Aber die
Frage ist, ob man hier diese Entschadigungsrentenregelung in dieser Form
ausweiten kann, dass man also uUber einen Hafttatbestand noch hinaus geht. Da
habe ich einfach systematische Bedenken. Nach der Intention des Gesetzentwurfes
wird zum ersten Mal eigentlich konkret gesagt, wir wollen einen Haftschaden
entschadigen. Ich meine, das ist durchaus systematisch nicht so ganz sauber. Ich
glaube, dass man hier so ein bisschen immer noch die Opferrente im Hinterkopf hat.
Da mdchte ich noch mal grundsatzlich darauf hinweisen, es gibt eine solche Rente
fur den Bereich der NS-Opfer im Beitrittsgebiet, die hat man aber vorgefunden, die ist
mit der Regelungssystematik des deutschen Entschadigungsrechts nicht vereinbar,
es ist ein absoluter Ausrei3er. Und man hat aus Grunden des Rechtsschutzes dann
sicherlich auch gut daran getan, das nicht alles auf die Fule zu stellen und zu sagen,

Ihr musst neue Antrage stellen, nach neuen Regeln euch beurteilen lassen. Da hat
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der Vertrauensschutz eine Rolle gespielt, sodass man diese Regelungen in der
bekannten Weise fortgefuhrt hat. Aber dass man hieraus ableitet, generell eine
Opferrente ohne konkrete Schadenstatbestande, die man ausgleichen will, da
versucht man aus der Ausnahme die Regel zu machen, und dann mussen wir uns

doch an die Grundprinzipien unseres Entschadigungsrechts halten.

Beatrix Philipp (CDU/CSU): Der letzte Satz, ,wir missen uns daran halten®. Jetzt

konnen Sie mal genau sagen, ob dann der Satz von Frau Guckes falsch ist, dass es
im Ermessen des Gesetzgebers liegt, wie er jeweilige Entschadigungen ausgestaltet.
Und ein wesentliches Argument ist doch, den ganzen Nachmittag wird iber NS- und
SED-Vergleich geredet und Sie sagen jetzt, da gibt es einen Ausreil3er, aber diesen

Vergleich an der Stelle lassen Sie nicht zu. Passt irgendwie nicht zusammen.

SV Jiurgen Pauly: Ich spreche von der gesetzlichen Grundsystematik. Da gibt es

keine allgemeine Rente fur irgendeinen Opferkreis, sondern da gibt es konkrete
Entschadigungsregelungen. Die sehen vor, dass ich anknlipfe an einen konkreten
Schaden, der konkret festzustellen und zu benennen ist, an einem bestimmten
konkreten Rechtsgut. Und hieran anknlpfend entscheide ich dann als Gesetzgeber,
ob und in welchem Ausmald dieser Schaden quantifizierbar und einer
Entschadigungsregelung zugefuhrt wird. Und das ist ja hier ein vollig anderer Ansatz,
indem ich einfach eine bestimmte Opfergruppe, mehr oder weniger abstrakt als
Opfer anerkenne und hieran eine laufende Zahlung knupfe. Es ist ein vollig anderer

rechtstheoretischer Ansatz.

Beatrix Philipp (CDU/CSU): Mich interessiert nur, ob es zulassig ist oder nicht.

SV Jurgen Pauly: Das wird letztlich das Bundesverfassungsgericht zu entscheiden

haben. Aber ich sage ja durchaus, man kann sicherlich aus dem
Artikel 3 Grundgesetz hier keine konkreten Vorgaben herleiten. Aber das kann doch
nicht der Mal3stab sein. Der Malistab missen ja auch die anderen Aspekte auch

sein, Gerechtigkeitsiberlegungen innerhalb oder au3erhalb der Opfergruppe.

SV Dr. Hubertus Knabe: Herr Vorsitzender, ich wirde gerne einen Punkt noch ganz

kurz erganzen zu dieser Frage. Ich will nur die Zahl kurz nennen, 2.800
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NS-Verfolgten aus Ostdeutschland erhalten zur Zeit oder im Jahre 2004 ist es, glaub
ich, gewesen 26 Mio. Euro, fur 2.800 Personen, das scheint mir wichtig zu sein,
wenn man dagegen halt, die jetzt geplanten Nettokosten von 39 Mio. fur mehrere
10.000 SED-Opfer.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank.

SV Jurgen Pauly: Darf ich vielleicht noch ganz kurz darauf hinweisen mit derselben

Argumentation, mit dem Hinweis auf eine systemwidrige Regelung, die eben
entsprechend hoher ausfallt, kdnnten ja auch andere Bereiche dann kommen und
sagen, bitteschon, wir wollen auch angeglichen werden. Also da finden sie ja kein
Ende mehr. Dann sucht sich jeder die gunstigste und systemwidrigste
Sonderregelung heraus und sagt, wir wollen da auch eine Angleichung flr unseren

Personenkreis. Das ist eben der Ausgangspunkt.

Sie hatten noch um die Erlauterung der Bedurftigkeitsregelung gebeten. Also es geht
um die Bedurftigkeitsregelungen nach dem Artikel-2-Fonds. Die sehen
Einkommensgrenzen von derzeit umgerechnet 981 Euro flir Alleinstehende,
beiderseitiges Einkommen bei Verheirateten 1.288 Euro, und sofern beide
NS-Verfolgte einen eigenen Anspruch nach diesem Fonds haben eine
Gesamtgrenze von 1.931 Euro im Monat vor. Fir in Deutschland lebende Empfanger
dieser Artikel-2-Beihilfe sind andere Nettoeinkommensgrenzen festgelegt, die liegen
bei monatlich 1.101 Euro fur Alleinstehende, und 1.447 Euro fur das gemeinsame
Einkommen bei Verheirateten. Bei Berechtigten ab dem 70. Lebensjahr besteht die
Besonderheit, dass gesetzliche Rentenversicherungsleistungen aufler Ansatz
bleiben. Das ist also ein Bonus, der erst mit dem 70. Lebensjahr in Betracht kommt.
Der vorliegende Entwurf orientiert sich an dem Eckregelsatz, ich komme auf einen
Betrag von 1.035 Euro fur Alleinstehende, 1.380 fur Verheiratete, wobei die
Besonderheit darin besteht, dass hier eben einerseits eine Erhdéhung der
Einkommensgrenze vorgesehen ist bei Verheirateten, wie das bei vergleichbaren
Regelungen ja auch moglich ist, dass man aber andererseits eine Einbeziehung des
Einkommen des Ehepartners, das ja eigentlich der Grund fur diese Erhdhung des
Freibetrages auch ist, nicht vornimmt. Insofern ist die Regelung auch aus der

Erlauterung nicht so ganz nachvollziehbar, im Grunde hier etwas abweichend vom
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Normalfall. Zu beachten ist weiterhin jetzt bei dieser ganzen Systematik, dass die
Beihilfe nach dem Artikel-2-Abkommen beim Uberschreiten der Einkommensgrenze
nicht gewahrt werden, das heil3t also dann, es wird praktisch nur aufgefullt bis zum
Erreichen der Einkommensgrenze, wahrend es nach den Entwurf ja anders aussieht.
Die tatsachliche Grenze, bis zu deren HOhe eine Rente gewahrt wird, ist
Einkommensgrenze plus 250 €, so dass also die vergleichbaren Grenzen dann
entsprechend erhoht werden mussen. Tatsachlich steht dann bei einem Vergleich die
Einkommensgrenze von 1.101 und 1.447 Euro, im Artikel-2-Fonds fur in Deutschland
lebende Berechtigte einer hoch gerechneten gesetzlichen Endstufe von 1.285 und
1.380 gegenuber. Das waren die Detailregelungen, die ich dann vorhin Uberschlagen

habe, die ich aber schriftlich ausgefuhrt habe.

Andrea Astrid VoBRhoff (CDU/CSU): Ich habe dazu nur eine Verstandnisfrage. Habe

ich es richtig verstanden, Herr Pauly, dass Sie gesagt haben, bei Artikel-2-Fonds-

Begunstigten, bei den 70-Jahrigen, erfolgt keine Anrechnung der Rentenleistungen,
das heildt, das ist ja dann faktisch keine Bedurftigkeitsprifung oder wie habe ich das

zu verstehen?

SV Jurgen Pauly: Bei den gesetzlichen Gesamtleistungen ab den 70. Lebensjahr ist

es so vorgesehen und wird auch so praktiziert. Das ist eine Erganzung, die vor

einigen Jahren in die Regelung mit eingeflossen ist.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank. Dann rufe ich auf Herrn Rink

auf die Fragen der Kollegen Vol3hoff und Leutheusser-Schnarrenberger auf.

SV Johannes Rink: Ich méchte am Anfang, bevor ich |hre Frage beantworte, kurz auf

meine Vorredner eingehen. Als unbeteiligter Besucher hier wirde man sagen, hier
geht eine Diskussion darum, was haben die einen, was sollen die anderen kriegen.
Ich finde, der Vergleich der Opfer, NS-Opfer, SBZ, DDR-Opfer ist unwurdig. Flr uns
sind die Opfer beider Diktaturen, zweier unmenschlicher Diktaturen, gleichermalen

zu respektieren.

Zu |lhrer Frage, Frau Leutheusser-Schnarrenberger, die Verlangerung der

Antragsfristen. Ich will hier keine Vermutungen anstellen, aber ich habe mich gerade
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mit den Landesbeauftragten fur das Stasi-Unterlagen-Gesetz von Sachsen-Anhalt
beraten und er sagte mir, seit Anfang des Jahres, als die Diskussion um ein 3. SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzes wieder aufflammte und auch durch die Medien ging,
haben sich die Besucherzahlen bei den Landesbeauftragten verdoppelt. Es wurde
schon erwahnt, ich persoénlich glaube auch, dass in der strafrechtlichen
Rehabilitierung im Grof3en und Ganzen die Antrage gestellt sind. Ich glaube auch,
dass die rentenrechtliche Seite bei den Jungeren, die jetzt noch in Arbeit stehen, von
vielen noch gar nicht erkannt worden ist. In der Hinsicht glaube ich doch, dass noch
viele Antrage gestellt werden und ware auch dafir, dass man die Entfristung dieser
Regelung beschlielen sollte. Aber wie gesagt, ich kann das nicht mit konkreten

Zahlen unterlegen.

Jetzt kam noch eine Frage, Sockelbetrag und Zuschlag, wie wir direkt Betroffenen
dazu stehen. Auf der einen Seite finde ich den Sockelbetrag gut, wenn dadurch
moglichst viele Opfer in den Genuss dieser Regelungen kommen wurden. Wir hatten
ja schon einmal angesprochen ZersetzungsmalRnahmen und so weiter. Zuschlag,
nach welcher Bedurftigkeit gilt dieser Zuschlag? Nach der jetzt vorgeschlagenen
Regelung, 1.035 Euro fur Ledige und 1.380 Euro flr Verheiratete, das ist mir noch
nicht so genau aufgegangen, denn wir mussen ja wissen, wenn Zuschlag, wenn eine
Bedurftigkeit gefordert oder nachgewiesen werden soll, wie ist die Hohe. Da hab ich
noch mein Problem, Herr Schiler auch. Das kann ich, wie gesagt, jetzt in der
Hinsicht noch nicht so beantworten. Aber Frau Neubert, Sie hatten sich ja dazu

geaulert. Vielleicht wissen Sie etwas mehr oder die Bedurftigkeitsgrenze ...

SVe Hildigund Neubert: Wir reden Uber Vorschlage. Sie kdnnten ja einen Vorschlag

machen.

SV Johannes Rink: Ja, ich hatte ja gesagt, wir wirden mit diesem Vorschlag

mitgehen, wenn diese Regelung von 1.035 Euro fur Ledige bzw. 1.380 fur
Verheiratete, aber so wie es vorgesehen war ohne das Familieneinkommen, also von
direkt Betroffenen, denn ich habe das auch bei einer Veranstaltung in Magdeburg
gesagt, in der ehemaligen DDR haben im Schnitt 95 bis 96 Prozent der Frauen
mitgearbeitet, sodass heute, wenn sie denn einigermallen Einkommen hatten,

zusammen eine Rente in Hohe von 1.400 so im Schnitt rauskommen kann, muss
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nicht sein, aber kann. Und wir sehen es nicht ein, dass die Betroffenen, in diesen Fall
meistens Ehefrauen oder Ehemanner, mit bestraft werden. Sie waren ja schon
bestraft in der Zeit, als die Angehdrigen gesessen haben, und hatten auch unter

Verfolgungsmaflnahmen zu leiden. Das war jetzt meine kurze Erwagung dazu.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank, Frau Schrade auf die Fragen

der Kollegin Michalk und Pau.

SVe Heike Schrade: Zunachst zu der Frage, welche Stelle das im Prinzip bearbeiten,

prufen und auszahlen kénnte. Zum Gluck steht nirgendwo in dem Gesetz, dass es
wirklich an den Stellen ist, wo eigentlich von der Sache her schon die Antrage liegen,
zum Teil in den Sozialamtern. Das ware fur die Betroffenen ganz schlimm. Einerseits
waren also die Rehabilitierungsbehérden diejenigen, weil ja dort auch schon die
Unterlagen liegen, das ware also vom Verfahren her einfach bzw. auf die HHG-
Behorden, die jetzt in den alten Bundeslandern sind, die haben ja auch schon die
entsprechenden Unterlagen dort vorliegen. Das Problem ist naturlich die
Bedurftigkeitsprifung dabei, die einen doch umfangreichen Prifungsprozess nach
sich zieht. Das halbe Jahr, hatten wir ja alle gesagt, ware also ganz schwierig
umzusetzen, das ware also auch nicht von der Behdrde machbar, weil einfach immer
wieder nachgehakt werden muss, wenn Unterlagen fehlen usw. Das Problem fur die
Lander ist natlrlich, dass sie Personal in den letzten Jahren abgebaut haben. In
manchen Bundeslandern sind noch 15 - 17, in anderen sind vier Leute noch da, die
im Prinzip ganz konkret prufen, das ist naturlich dann eine grof3e Schwierigkeit fur
das Land. Aber dies Problem musste eben das entsprechende Land I6sen, die sind
ja verantwortlich dafur, das anzusiedeln. Meistens gibt es ja noch
Landessozialamter, sodass das dort gemacht werden konnte. Dort sind die
Unterlagen und sie sind mit dieser ganzen Materie meist Uber viele Jahre befasst
und verfugen Uber Sachverstand, das Eingehen auf die Betroffenen ist auch
besonders grol3. Vielleicht noch ein Gedanke zu den Antragsfristen, weil das immer
in Raume steht. Naturlich ist der Andrang der beruflichen Rehabilitierung besonders
gro® im Zuge der Rentenklarung. Wenn man eine weitergehende Regelung in
Betracht ziehen wurde, dass nicht alles wegfallt, dann ware eine Moglichkeit, wie sie
auch schon im Beruflichen Rehabilitierungsgesetz eingefugt wurde, dass man ein

halbes Jahr nach Erhalt des Rentenbescheids oder des Bescheids im vorbereitenden
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Verfahren einen Antrag auf Entschadigung stellen kann. Das wirde sich natlrlich
auch hinziehen bis 2037, so die Zahl, aber es wurde dann konzentriert werden an

bestimmten Stellen.

Jetzt zur Frage von Frau Pau zur Gesundheitsprifung. Naturlich ist eine pauschale
Tatsachenvermutung fur den Betroffenen die einfachere Form. Das ist ganz klar.
Wenn dabei aber bei einer entsprechenden Verfolgungszeit z. B. nur 25 von Hundert
als Gesundheitsschaden anerkannt werden soll, kann das naturlich auch bedeuten,
dass es fur andere wieder zu wenig ist, und dass das Verfahren dann auch wieder in
Gang gesetzt werden muss. Das grofite Problem, was ich in dieser ganzen Sache
mit den Gesundheitsschaden sehe, ist, dass es in den Landern unterschiedliche
Verfahrensregelungen gibt, und dass also auch die fachgerechte Begutachtung sehr
unterschiedlich ist. Die neuesten Erkenntnisse zu den posttraumatischen
Belastungsstorungen sind insbesondere nach den Vietham-Krieg international
diskutiert, ausgearbeitet und auch entsprechend untersetzt worden. Die
Gesundheitsprufungsverfahren geben schon eine Reihe von Spielraum, wenn man
das wirklich gut auslotet, bei allem Negativen, das es dabei natirlich gibt. Es missen
von den Landern solche Gutachter ausgesucht werden, die sich auch wirklich
auskennen. Ich kenne Gutachter, die wissen genau, wenn einer in der Haftanstalt
war, da waren die Warter, da war das und das, dann ist das passiert und dann
kdnnen die auch, ohne dass sie fur die Details dann die Betroffenen heranziehen und
retraumatisieren, doch sehr intensiv eine Begutachtung vornehmen. Das finde ich

das Hauptproblem bei diesen Gesundheitsschaden.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mulheim): Vielen Dank, jetzt Herr Schiler auf die

Frage der Kollegen Vol3hoff und Leutheusser-Schnarrenberger.

SV Horst Schuler: Ich bitte vor allem eines nicht auler Betracht zu lassen. Es geht ja

vor allen Dingen bei dieser Gesetzregelung darum, eine Wairdigung des
Widerstandes zu geben. Und deshalb soll dieses Gesetz ja auch zum 17. Juni
moglichst in Kraft treten, damit wir in gewisser Weise ein Symbol fur diesen Tag
bekommen. Weil das so ist, deshalb sind wir also auch fir den Sockelbetrag, den
Frau Neubert vorgeschlagen hat, wenn er also mdglichst alle ehemalige politische

Haftlinge umfasst, als ersten Schritt gewissermalien. Und wenn ich die Frage von
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Herrn Vaatz richtig verstanden habe, dann ging es ihm darum, ob es hier jemand
gibt, der also die Bedurftigkeitsprufung fur die Hartefallregelung fur diese Gruppe, die
mit der Jewish-Claims-Conference abgeschlossen wurde, fur richtig halt. Naturlich,
wir als Opferverbande halten sie nicht fur richtig. Im Gegenteil, wir wirden uns also
mit dieser Gruppe sogar solidarisch erklaren und dafir eintreten, dass diese
Bedurftigkeitsregelung dort aufgehoben wird. Wie wir Uberhaupt ja uns, der Herr Rink
hat es ja schon gesagt, wir uns mit den Opfern der NS-Verfolgung in jeder Beziehung
solidarisch erklaren. Das scheint mir ganz wichtig zu sein, dies hier noch mal zu

betonen.

Arnold Vaatz (CDU/CSU): Hier ist ein Missverstandnis aufgetreten, Herr Schuler. Ich
habe gefragt, ob Sie das Argument akzeptieren, dass, wenn in diesen Fall der
Jewish-Claims-Conference die Bedurftigkeit eine Rolle spielt, dass sie auch hier eine
Rolle spielen soll, nur diese Frage, also ob Sie die Vergleichbarkeit auf der Ebene
dieser Bedurftigkeitsprifung sehen, ob Sie die akzeptieren oder nicht. Das war die

Frage.

SV Horst Schiiler: Nein, wirde ich nicht.

Vorsitzender Andreas Schmidt (Milheim): Vielen Dank. Jetzt abschlie®end Herr

Schult auf die Fragen des Kollegen Wieland und der Kollegin Pau.

SV Reinhard Schult: Zur Frage der Streichung der Antragsfrist ein eindeutiges Ja. In
meinen Beratungen sind die Jungsten Ende 30, Anfang 40 und ich denke, die
steigenden Zahlen des letzten Jahres setzen sich auch in Berlin und Brandenburg
fort, und ich denke, da wird noch eine Menge Zeit ins Land gehen, bevor sich die
Leute entschlielRen, auch in die Beratung zu kommen. Viele sind jetzt zum ersten Mal
da und haben doch eine ziemlich hohe Hurde zu Uberwinden. Zu den
Zersetzungsopfern und der Beweislage ist ja schon gesagt worden, die operativen
Vorgange waren Ermittlungsverfahren des Ministeriums flir Staatssicherheit, mit
strafrechtlichen Paragraphen bewahrt. Beendet wurde der operative Vorgang
entweder mit Ermittlungsverfahren, mit oder ohne Haft, oder durch
Zersetzungsmalnahmen oder er ist aus politischen Grinden eingestellt worden, da

die Inhaftierung des politisch Verfolgten aus politischen Grinden nicht opportun war.
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Die Aktenlage ist in vielen Fallen relativ eindeutig, da konnte man auch die
Nachweise fuhren. Noch zum Abschluss ein Beispiel von jemanden, der 28 Jahre
bearbeitet worden ist, ohne inhaftiert worden zu sein. Zwei Zitate: ,Der G. ist bisher
als Nichtwahler registriert, er lehnt es ab, seiner Wahlpflicht nachzukommen. Eine
Begrindung fiur sein Verhalten gibt er nicht an, obwohl er dazu mehrfach
aufgefordert wurde®, aus dem Jahr 1981. Und aus dem Jahr 1985: ,G. ist ehemaliger
Grenzganger und potenzieller Nichtwahler aus politischer Uberzeugung.“ Nach der
Fertigstellung des Tieforunnens im Ort 1984 beantragte G. auch einen
Hauswasseranschluss. Vom Birgermeister wurde dies abgelehnt mit der
Begrundung, er solle sich ,Wasser von denen holen, die er durch seine Passivitat
und politische Einstellung bisher unterstutzt hat, von der Gemeinde erhalt er als

Nichtwahler keinen Wasseranschluss.”

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mdlheim): Vielen Dank. Meine Damen und Herren,

ich habe keine weiteren Wortmeldungen. Ich darf mich sehr herzlich bedanken, es
war eine lange Anhorung. Ich darf mich dafur bedanken, dass Sie uns lhren
Sachverstand zur Verflgung gestellt haben. Wir werden es im weiteren
Gesetzgebungsverfahren alles abzuwagen haben. Herzlichen Dank. Ich schlielRe die

Sitzung.

Ende der Sitzung: 18.01 Uhr

Andreas Schmidt (Mulheim), MdB

Vorsitzender



	aGesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPDS. 1 - 72
	BT-Drucksache 16/4842
	bGesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider 
	Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Verbesserung r
	BT-Drucksache 16/4846
	cAntrag der Abgeordneten Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
	Gerechtigkeit für die Opfer der SED-Diktatur
	BT-Drucksache 16/4409
	dAntrag der Abgeordneten Wolfgang Wieland, Cornel
	Wirksame Unterstützung für die Verfolgten des DD
	BT-Drucksache 16/4404

